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Karlsruher Zeitung .

^ 74 « Sonntag, 4 . Mürz 1906 .

Badischer Landtag.
— Zweite

S7 . öffentliche Sitzung
am Samstag den 3 . März 1906 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1 . Beratung des Berichts der Budgetkonrmission über das

Budget des Großh. Finanzministeriums für die Jahre 1906
und 1907 Ausgabe Titel I . II und III . XI , XII und XIII
— Drucksache Nr . 12 — Berichterstatter : Abg . Mayer -
Mannheim ( Fortsetzung ) .

2 . Beratung der Berichte der Petitionskommission über
L. die Bitte des früheren Bahnarbeiters Pankraz Bührle von

Niederschopfheim um Unterstützung , Berichterstatter : Abg.
Dieterle ;

b . die Bitte des früheren Bahnwärters Jakob Filsinger von
Karlsruhe um Pensionserhöhung , Berichterftatter : Abg.
Dieterle ;

c . die Bitte des pensionierten Bataillonsbüchsenmachers Paul
Warmuth in Spandau um Rückersatz von Verkehrssteuer ,
Berichterstatter : Abg. Mehr - Lahr ;

- ck. die Bitte des Schlossers Franz Heid in Basel um Rechts¬
hilfe , Berichterstatter : Abg. Schmidt - Karlsruhe ;

e . die Bitte des Wagenwärters a . D . Julius Bertram in
Freiburg um Pensionserhöhung , Berichterstatter : Abg.
Kramer .

Am Regierungstisch : Präsident des Großh .
Ministeriums der Finanzen Geh . Rat Becker , Präsi¬
dent des Großh . Ministeriums des Großh . Hauses und
der auswärtigen Angelegenheiten Geh . Rat Frhr . von
Marschall , Ministerialdirektor Träger , Geh .
Oberfinanzrat Or . Nicolai und Baurat Kredell .

Präsident Or . Wilckens eröffnet die Sitzung um
9 Uhr 20 Min . vormittags und verliest ein Schreiben
des Großh . Geheimen Kabinetts mit der Abschrift eines
Telegramms des Chefs des Zivilkabinetts Seiner Maje¬
stät des Kaisers , worin der Zweiten Kammer der Dank
Ihrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin für die
Beglückwünschung zu Allerhöchst Ihrer silbernen Hochzeit
ausgespiDchen wird.

Hierauf werden folgende Einläufe mitgeteilt :
1 . Petition des Vereins zur Wahrung der Interessen

des Detailhandels in Karlsruhe um Aufhebung der Ver¬
ordnung , das Verhängen der Schaufenster während des
Hauptgottesdienstes an Sonn - und Feiertagen betr . ; .

Kammer.

2 . Bitte des Allgemeinen Deutschen Zentralverbands
zur Bekämpfung des Alkoholismus um Förderung seiner
Bestrebungen;

3 . Bitte des früheren Eisenbahnbauunternehmers C .
E . Rößger in Stuttgart um Entschädigung für unver¬
schuldete Verluste.

Auf Vorschlag des Präsidenten werden Ziffer 1 und
Ziffer 2 der Petitionskommission, Ziffer 3 der Kommis¬
sion für Eisenbahnen und Straßen überwiesen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält zunächst das
Wort

Präsident des Ministeriums des Großherzoglichen Hau¬
ses und der auswärtigen Angelegenheiten , Geh . Rat
Frhr . v . Marschall : Durch Allerhöchste Staats¬
ministerialentschließung Seiner Königlichen Hoheit des
Großherzogs vom 28 . Februar d . I . bin ich beauftragt
worden, der Ständeversammlung , und zwar zuerst der
Hohen Zweiten Kammer, einen Nachtrag zum Spezial¬
budget des Eisenbahnbetriebs und der Dampfschiffahrt
vorzulegen. In demselben ist im ganzen eine Summe
von 1922 950 M . , also nahezu 2 Millionen , in An¬
forderung gebracht .

Der weitaus größte Teil dieser Anforderung , nämlich
der Betrag von anderthalb Millionen , bezweckt eine
durchgreifende Erhöhung der Bezüge der Eisenbahn¬
arbeiter (Allgemeines Bravo !) , wozu noch 6000 M . für
die bei der Bodenseedampfschiffahrt beschäftigten Arbei¬
ter kommen (Bravo !) .

Durch eine fernere Anforderung von 87 000 M . soll
eine weitere Ausgestaltung der Fürsorge für das Eisen¬
bahnpersonal bezweckt werden.

Ein im Verhältnis zur gesamten Anforderung nicht er¬
heblicher Betrag von 7960 M . bezweckt die Errichtung
zweier Haltestellen an der Kraichgaubahn in Dürren -
büchig und Gölshausen , um deren Errichtung wiederholt
petitioniert worden ist ; es hat sich jetzt die Möglichkeit
ergeben , diesen Wünschen gerecht zu werden , indem künf¬
tighin auf der Kraichgaubahn stärkere Lokomotiven zur
Verwendung gelangen sollen , welche auch das Anhalten
auf der an diesen beabsichtigten Haltestellen etwas ge¬
neigten Ebene ermöglichen .

Endlich ist in dem Budget auch noch die Errichtung einer
Eisenbahnbauinspektion in Heidelberg vorgesehen ; die
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Kosten für diese Errichtung werden aber erst im Bauetat
erscheinen .

Der Präsident macht hierauf die Mitteilung , daß
der Berichterstatter Abg . Mayer heute verhindert sei, der
Sitzung beizuwohnen, und daß der Präsident der Budget¬
kommission , Abg. Gießler , ihn vertreten werde .

Hierauf wird in der allgemeinen Beratung des Budgets
des Finanzministeriums (Ziff . 1 der Tagesordnung ) fort¬
gefahren.

Das Wort erhält zunächst der
Präsident des Großh . Ministeriums der Finanzen , Geh.

Rat Becker : Um den Stoff für die Beantwortung
der verschiedenen Anregungen und Wünsche, die zum
Finanzbudget aus dem Hause ausgesprochen worden sind ,
nicht allzu sehr anschwellen lassen , erlaube ich mir schon
jetzt einige Bemerkungen zu machen , die vielleicht zur
Abkürzung der weiteren Diskussion dienen können .

Es sind zunächst zur allgemeinen Finanz¬
lage einige Anregungen gegeben worden. Ich habe
bereits hervorgehoben, daß die gegenwärtige Situtation
hauptsächlich dadurch erschwert wird , daß eine ganze
Reihe größerer Aufgaben gleichzeitig an uns heran¬
getreten ist ; ich habe in dieser Beziehung auf die Reichs¬
finanzreform , außerdem aber namentlich auf die Volks¬
schulvorlage und auf die Revision des allgemeinen
Gehaltstarifs hingewiesen . Es hat nun der Herr Abg .
Kolb, daran anknüpfend, geltend zu machen versucht, daß
dieses Zusammentreffen an sich ein unnötiges gewesen
sei , und daß es sehr wohl hätte vermieden werden können ,
wenn die Finanzverwaltung „ rechtzeitig " sich mit diesen
Angelegenheiten befaßt und sie schon früher , eine nach
der andern, erledigt hätte ; es wäre dann vermieden
worden, daß man durch das Zusammentreffen aller
dieser wichtigen Fragen in eine gewisse Verlegenheit
gesetzt werde. Ich kann diesen Vorwurf nicht als
berechtigt anerkennen.

Was zunächst die Reichsfinanzvorlage betrifft, so ist
es ja allerdings richtig, daß das Bedürfnis nach einer
durchgreifenden Aenderung der Reichsfinanzen schon seit
vielen Jahren erkannt worden ist, und daß der Wunsch
nach einer solchen Reichsfinanzreform sowohl im Reichs¬
tag selbst, wie auch in den Landtagen nachdrücklich ver¬
treten worden ist . Aber die Großh . Regierung kann sich
doch selbstverständlich mit diesen Dingen erst beschäftigen ,
wenn sie eine greifbare Gestalt angenommen haben, und
erst im Juli vor . Jahres sind von der Reichsregierung
bestimmte Vorschläge darüber an uns herangetreten, in
welcher Weise die ungenügenden Einnahmen des Reiches
aufgebeffert und eine feste Ordnung des Verhältnisses
zwischen Reich und Einzelstaaten auf finanziellem Gebiet
hergestellt werden könne .

Aehnlich verhält es sich auch mit den übrigen Vorlagen ,
namentlich aber mit der allgemeinen Revision des Ge¬
haltstarifs . Sie wissen , daß erst vor 10 Jahren , im
Jahre 1895, eine durchgreifende Revision des Gehalts¬
tarifs stattgefunden hat und daß man damals zu der
Ansicht berechtigt war , daß es nun auf diesem Gebiet
für längere Zeit Ruhe geben werde . Diese Voraussicht
ist leider nicht eingetreten. Es sind schon im Landtag
1900/01 Anregungen zu einer durchgreifenden Reform
des Gehaltstarifs gegeben worden. Allein man war
damals , als die rückläufige Konjunktur unserer Finanz¬
lage einzusetzen begann und man über ihre Dauer noch
gar keine genauere Vorstellung hatte, allseits einig, daß
eine alsbaldige Reform des Gehaltstarifs nicht durch¬
geführt werden könne . Wenn ich mich recht erinnere,
war es im Jahre 1902 , als unter Zustimmung des
Hohen Hauses erklärt wurde, daß jedenfalls vor dem
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Jahr 1906 eine derartige Reform nicht durchgeführt
werden könne . Man hat deshalb im Jahre 1902 eine
partielle Reform vorgenommen nach der Richtung hin,
daß das Wohnungsgeld erhöht worden ist, und zwar in
der Absicht, nicht nur das Wohnungsgeld aufzubefsern,
sondern dadurch gleichzeitig auch die Einkommens¬
verhältnisse der Beamten überhaupt zu verbessern . Aus
diesem Grunde sind die Wohnungsgelder in einer Höhe
bemessen worden, wie sie in allen übrigen Staaten des
deutschen Reiches ihresgleichen nicht findet.

Der Herr Abg . Kolb hat auch geglaubt, mir wieder
eine unrichtige Darstellung unserer Finanzlage Nachweisen
zu können . Er hat darauf hingewiesen, daß im Jahre
1904/05 von einem Defizit von 15 Millionen im außer¬
ordentlichen Etat gesprochen worden sei ; das habe sich
aber nicht bewahrheitet, es habe im Gegenteil der Ab¬
schluß für das Jahr 1905 bewiesen , daß mit den Ueber -
schüssen in der letzten Budgetperiode das ganze außer¬
ordentliche Budget habe bestritten werden können , ohne
daß außerordentliche Mittel , namentlich die Reserven der
Amortisationskasse, hätten inanspruch genommen werden
müssen . Nun es ist, wie Sie aus dem Finanzgesetz von
1904/05 ersehen können , zunächst niemals die Rede von
einem Defizit von 15 Mill . Das Defizit hat damals
12,9 Mill . betragen, und es war in diesem Umfange auch
ganz richtig , sonst hätte das Hohe Haus das Finanzge¬
setz in dieser Fassung sicher nicht bewilligt. Es ist ja
richtig , daß durch die Ueberschüsse der Jahre 1904 und
1905 der außerordentliche Etat vollständig gedeckt wer¬
den konnte . Allein, man muß bedenken, daß eben in
dem Budget 1904/05 mit diesen Ueberschüssen nicht ge¬
rechnet werden konnte . Man kann auf Ueberschüsse, die
man erst machen will, einen Voranschlag nicht gründen,
sondern man muß den ganzen , durch vorhandene
Ueberschüsse nicht gedeckten Betrag auf die Amortisations¬
kasse verweisen . Der Herr Abg . Kolb läßt auch voll¬
ständig außer Betracht, daß namhafte Restkredite des
Budgets 1904 05 unerledigt geblieben sind . Wenn man
diese Restkredite , die, wenn ich mich recht erinnere, sich
auf 8—10 Millionen belaufen, in Berücksichtigung zieht,
so besteht immer noch ein großes Manko ; und es ist
auch im anderen Hohen Hause, wenn ich mich recht
erinnere von Herrn Oberbürgermeister Beck , als eine
bedauerliche Erscheinung des außerordentlichen Budgets
bezeichnet worden, daß wir es auf Hoffnungen gründen
müssen und nicht auf bereits erwirtschaftete Ueberschüsse,
wobei Herr Beck noch ausdrücklich hinzufügte , daß er
den verfügbaren Reservefond, der im Betriebsfond liegt,
für die künftigen Aufgaben des außerordentlichen Etats
für unzulänglich halte . Ich glaube also nicht , daß der
Herr Abg . Kolb berechtigt ist, mir bezüglich der Dar¬
stellung der Lage unseres außerordentlichen Budgets den
Vorwurf der Ungenauigkeit und Unzuverlässigkeit zu
machen .

Ich gehe nun zu dem Budget der Hochbauverwaltung
über . Was ich in dieser Beziehung über die Ueppigkeit
gesagt habe , die sich im Laufe der Zeit in unsere Bau¬
verwaltung eingeschlichen hat, hat im Hohen Hause fast
auf allen Seiten Zustimmung erfahren . Es wird nicht
nur meine , sondern auch die Aufgabe der übrigen
Ressorts sein , in dieser Beziehung Wandel zu schaffen.
Wenn mir nun aber in dieser Hinsicht von den Herren
Abgg. Neuhaus und Obkircher der Rat erteilt worden ist, ich
sollte gegen zu weitgehende Projekte rechtzeitig Widerspruch
erheben , so möchte im demgegenüber darauf Hinweisen ,
daß die organisationsmäßige Stellung des Finanz¬
ministeriums eine derartige Einwirkung kaum gestattet.
Jedes Ressort verwaltet bei uns seine Bauangelegen¬
heiten selbständig , und ich bekomme von den Ergebnissen
und namentlich auch von den aufgestellten neuen Pro¬
jekten und Kostenvoranschlägen immer erst unmittelbar
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vor Vorlüge des Budgetentwurfs Kenntnis . In diesem
Moment eine Einwirkung auszuüben , wo wir unmittel¬
bar vor dem Abschluß des Budgets stehen , ist unmöglich,
und wenn es möglich wäre, so muß ich darauf Hin¬
weisen , daß dem Finanzministerium ein Veto nicht
zusteht . Im Fall seines Widerspruchs müßte schließlich
das Staatsministerium darüber entscheiden , in welcher
Form die Voranschläge und Bauprojekte an das Hohe
Haus gelangen. Wenn also auf die Bauangelegenheiten
der übrigen Refforts eine Einwirkung ausgeübt werden
soll, so kann sie am wirksamsten von dem Hohen Haus
und von der Budgetkommission ausgehen , und von
dieser Befugnis hat ja die Budgetkommission, wenigstens
soweit mein Reffort in Frage kommt , auch schon
wiederholt Gebrauch gemacht .

Der Herr Abg . Obkircher hat sodann ausgesprochen,
daß mit der Organisation der Bauverwaltung
eigentlich niemand so recht zufrieden sei . Nun , es sind
ja erst einige Jahre verflossen , daß wir die Baudirektion
aufgehoben und den einzelnen Ministerien technische
Referenten zur Seite gestellt haben . Die Organisation
der Bauinspektionen ist aber im ganzen dieselbe geblieben .
Im allgemeinen hat sich bis jetzt nach Ansicht der Re¬
gierung diese Organisation bewährt . Sie besteht aber
noch zu kurze Zeit , als daß man darüber ein abschließen¬
des Urteil fällen könnte . Jedenfalls möchte ich gegen
den Gedanken, unsere Bauinspektionen zu vermindern ,
lebhafte Bedenken aussprechen. Unsere Bauinspektionen
gehören im allgemeinen zu den meistbeschäftigtenStellen
unserer Staatsverwaltung , und bei der sehr lebhaften
Bautätigkeit, die namentlich in den letzten 10 Jahren
geherrscht hat, ist es rein unmöglich, in dieser Beziehung
den Anregungen des Herrn Abg. Obkircher nachzukommen .
Namentlich darf man sich auch davon nicht zu viel ver¬
sprechen, wenn die Bauinspektionen von den Unter¬
haltungsarbeiten etwas entlastet werden dadurch,
daß man etwa detachierte , im Bezirk wohnende Werk¬
meister als technische Assistenten anstellt und ihnen die
besondere Aufsicht und Durchführung der Unterhaltungs¬
arbeiten aufgibt . Das ist bereits jetzt geschehen .

Es existieren derartige detachierte Assistenten schon in
den Bezirken Waldshut , Donaueschingen und Baden und
soweit ein Bedürfnis besteht, wird auch in anderen Be¬
zirken in dieser Beziehung vorgegangen werden . Aber
vollständig befreien von der Aufsicht nnd von der Ober¬
leitung der Unterhaltungsarbeiten kann man die Bau¬
inspektionen nicht . Es gehören zur Beurteilung der
Ausführung von Unterhaltungsarbeiten oft größere tech¬
nische Kenntnisse und längere Erfahrungen , als bei den
Werkmeistern vorausgesetzt werden kann . Es ist auch
nicht richtig , daß, wenn irgendwo eine Reparatur und
selbst eine dringende Reparatur ausgeführt werden muß,
das immer erst geschehen könne , nachdem die Bauinspek-
tion davon Kentnis erhalten und Einsicht von den Ver¬
hältnissen genommen habe . So liegen die Dinge nicht .
Für dringende Reparaturen haben jetzt schon die Be¬
wohner des betr . Gebäudes das Recht , das Notwendige
alsbald zu veranlassen dadurch, daß sie sich an einen der
mit der Inspektion in Verbindung stehenden Bauhand¬
werker an dem betr . Orte wenden, und außerdem sind
auch die Spezialbauführer , die bei Neubauten im Bezirk
beschäftigt sind, damit beauftragt , derartige Unterhaltungs¬
arbeiten zu leiten und zu überwachen. Was in dieser
Beziehung geschehen kann, ist, glaube ich, geschehen, und
wenn nicht alle Mißstände und Mängel in dieser Hin¬
sicht vermieden werden können, so liegt das eben an dem
großen Umfang unserer Bauverwaltung , die sich natür¬
lich nicht bis ins kleinste hinein dezentralisieren läßt .

Der Herr Abg . Venedey hat sodann die Frage der
Entschädigung berührt , die die Bauinspektionen aus
Arbeiten für Gemeinden, Stiftungen und Privaten be¬

ziehen . Ich habe nun Veranlassung genommen, darüber
eingehende Feststellungen zu machen , wie hoch sich diese
Entschädigungen belaufen. Es hat sich ergeben , daß im
Durchschnitt der Jahre 1890—1904 auf jeden Bau¬
inspektor jährlich 548 Mk. an derartigen Entschädigungen
kamen . Es handelt sich also nicht um sehr erhebliche
Bezüge, die den Bauinspektoren aus diesen Arbeiten zu¬
gehen . Diese Arbeiten sind übrigens , wie ich nochmals
betone , keine reinen Privatarbeiten , sondern stehen den
Inspektionen organisationsmäßig zu ; denn der Staat
betrachtet es als seine Aufgabe, die Gemeinden und die
Stiftungen in ihrem Bauwesen zu unterstützen und ihnen
den Rat und die Mitwirkung der staatlichen Architekten
zur Verfügung zu stellen . Natürlich sind die Entschä¬
digungen, die die Bauinspektoren in dieser Richtung be¬
ziehen, in den einzelnen Bezirken verschieden, und der
Herr Abg . Venedey ist richtig berichtet worden, wenn er
annimmt , daß gerade im Bezirk Konstanz diese Ver¬
gütung einen besonders hohen Grad erreicht. Es sind
dort in der Tat in einem Jahre Vergütungen bis zu
4000 Mk . vorgekommen, z . B . im Jahre 1904 . Das
erklärt sich daraus , daß eben in diesem Jahre mehrere
größere Gemeinde- und Stiftungsbauten zusammenkamen , z . B . Krankenhäuser und Schulhäuser , für die
der Bauinspektor natürlich dann auch die entsprechend
größere Entschädigung bezog . Die Bezüge sind natürlich
nicht in jedem Jahre gleich , und auch im Bezirk Konstanz
schwanken sie auf und ab . Im Jahre 1890 z . B . hatdie Vergütung 581 Mk. betragen, im Jahre 1891 nur
300 Mk., im Jahre 1892 ist sie auf 2200 Mk. hinauf¬
gegangen , im Jahre 1893/94 hat der Bauinspektor
überhaupt keine Entschädigung aus diesem Titel
bezogen ; im Jahre 1896 waren es 400 M ., im Jahre1897 ebenso , und so wechselt es fortwährend. Der
Durchschnitt, den der Bauinspektor in den 15 Jahren ,von 1890 bis 1904, bezogen hat, war 1760 M . Es
hängt das vielleicht auch damit zusammen, daß in
Konstanz wenige Privatarchitekten ansäßig sind, wenigerals in anderen Bezirken . So finden Sie z. B . , daß in
Freiburg und in Heidelberg , auch in Achern , die Ent¬
schädigung , die die Bauinspektoren aus Privatarbeiten
beziehen , außerordentlich gering ist. In Freiburg z . B .
haben die Entschädigungen in 15 Jahren durchschnittlich
44 M . betragen, in Emmendingen sogar nur 7 M . , in
Bruchsal und in Heidelberg haben sie 72 M . betragen .
Es wirken eben hier lokale Verhältnisse mit , namentlich
ist es von Bedeutung, ob an dem betr . Orte viele und
tüchtige Privatarchitekten vorhanden sind oder nicht .
Unter diesen Umständen glaube ich, liegt kein Grund vor,es zu beanstanden, daß die Bauinspektvren aus derartigen
Arbeiten gewisse Nebenbezüge haben. Ihnen die Ueber-
nahme von Privatarbeiten vollständig zu verbieten,würde ich auch nicht für richtig halten . Es kann
nur erwünscht sein, wenn die Bauinspektoren auch für
die Private Bautätigkeit in Anspruch genommen werden,
sie erweitern dadurch ihren Gesichtskreis , und es kann
ihnen für ihre staatliche Tätigkeit nur zum Vorteile ge¬
reichen , wenn sie auch Gelegenheit haben, in das Bau¬
wesen des bürgerlichen Lebens hineinzusehen.

Was auf dem Gebiete des Bauwesens die Herren
Abgg . Görlacher und Rösch angeregt haben , bewegt sich
auf dem Gebiet des Submissionswesens , das dem¬
nächst neu geordnet werden wird . Es wird dabei den
Wünschen , die vorgetragen worden sind, nach Tunlichkeit
Rechnung getragen werden . Namentlich kann ich schon
jetzt im Anschluß an das, was der Herr Abg. Rösch
ausgesprochen hat, hervorheben, daß den Inspektionen
zur Pflicht gemacht ist , bei der Vergebung von Arbeiten
nur solche Unternehmer zu berücksichtigen, die auch ihre
soziale Pflichten gegenüber ihrem Arbeitspersonal ge¬
wissenhaft erfüllen .
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Ich gehe nun zum Gehaltstarif über . Der
Herr Abg . Obkircher hat vermißt , daß die Regierung noch
immer keine bestimmte Erklärung abgegeben hat, wie
sie sich zur allgemeinen Revision des Gehaltstarifes
stelle. Nun ist ihnen ja bekannt, daß ein besonderer
Antrag vorliegt , der die möglichst baldige Inan¬
griffnahme der allgemeinen Revision des Gehalts¬
tarifes verlangt , und dieser Antrag wird ja noch Veran¬
lassung zu weiteren Verhandlungen in diesem Hohen
Hause geben . Dort , glaube ich, wird der Platz sein, wo
die Großh . Regierung auch im einzelnen ihre Stellung¬
nahme zu dieser wichtigen Frage Ihnen darlegt . Aber
Sie werden doch schon aus den Aeußeruugen der Großh .
Regierung im Verlaufe der allgemeinen Finanzdebatte
entnommen haben, daß bei uns die Bereitwilligkeit be¬
steht, dieser Frage unverzüglich näher zu treten, und daß
wir eine Vorlage in dieser Richtung bis zum nächsten
Landtag fertigzustellen gedenken . Aber , ich muß das
natürlich an gewisse Voraussetzungen knüpfen , namentlich
daran , daß sich die Vorlage auch finanziieren läßt , und
letzteres hängt wieder einerseits von dem Schicksal der
Reichsfinanzreform ab , über die wir ja bis zum
heutigen Tage noch völlig im Dunkeln sind , und anderer¬
seits davon ab , ob das Hohe Haus die dauernden Ein¬
nahmen zur Verfügung stellt, die notwendig sind , um
diese sehr erheblichen dauernden Ausgaben zu machen .
Der Herr Abg . Obkircher hat erfreulicherweise — und
ich hoffe , daß er in dieser Beziehung im Namen seiner
ganzen Partei gesprochen hat — die Bereitwilligkeit aus¬
gedrückt , diese notwendigen Mittel zu beschaffen. Wenn
das der Fall ist, so werden wir wohl im nächsten Land¬
tag zu einem endgültigen Abschluß in dieser Frage
kommen können .

Im Anschluß an die Frage der Gehaltsrevision hat
der Herr Abg . Kolb es für nötig gehalten, einen Aus¬
fall gegen einen Redner im andern Hohen Hause zu
machen , gegen Herrn Geh. Rat Honsell , der in freimüti¬
ger und, wie mir scheint, durchaus zutreffender Weise
seine Stellung zu der Frage der Gehaltsrevision Präzi¬
siert hat . Er hat sich als ein Anhänger der Gehalts¬
revision bekannt ; er hat aber auch die Beamtenschaft ge¬
warnt vor Maßlosigkeit in ihren Forderungen und vor
Maßlosigkeit in deren Geltendmachung, und dazu lag
nach Ansicht der Großh . Regierung durchaus Veran¬
lassung vor . Man sollte sich nur freuen, wenn ein
Mann von der Stellung , Bedeutung und von der Un¬
abhängigkeit des Herrn Geh. Rat Honsell zur rechten
Zeit das richtige Wort spricht . Wenn wir in dieser
Frage zu einem alle Teile befriedigendenAbschluß kommen
wollen, so müssen wir mit Besonnenheit und Maß Vor¬
gehen , und das wird manchmal in der Agitation vermißt.
Es war die ungeeignetste Art , dem Herrn Geh. Rat
Honsell entgegenzutreten, indem man ihm die Bezüge
vorgerechnet hat, die er in seiner amtlichen Stellung be¬
zieht . Herr Geh . Rat Honsell ist einer unserer hervor¬
ragendsten und tüchtigsten Beamten , und wir können uns
glücklich schätzen , daß wir ihn in unserer Staatsverwaltung
überhaupt haben, und daß es gelungen ist, ihn hier fest -
zuhalteu . Ihm wäre es ein Leichtes gewesen, im Privat¬
dienst das Doppelte und das Dreifache von dem zu ver¬
dienen , was wir ihm an Einkommenbezügen gewähren
können . Das ganze Haus wird mit mir einverstanden
sein, daß die Vorwürfe nicht an ihn heranreichen, die
der Herr Abg . Kolb geglaubt hat, gegen ihn erheben
zu können .

Der Herr Abg . Neuhaus hat die Frage der Einführung
einer Staatslotterie in Anregung gebracht . Sie
werden nicht erwarten , daß ich hierzu heute eine end¬
gültige Stellung nehme . Es ist bis jetzt im Schoße der
Großh . Regierung eine derartige Maßnahme nicht er¬
wogen worden . Wir haben einen Vorgang , auf den ja

auch der Herr Abg . Neuhaus hingewiesen hat , in Hessen .
^

Dort hat man sich nach einer flotten Ausgabewirtschaft
beträchtlichen Defizits gegenüber gesehen, und unter an¬
deren Mitteln auch zu der Einführung einer Staatslotterie
gegriffen. Aber es hat sich bald gezeigt , daß das Gebiet
des Großherzogtums Hessen viel zu klein ist , um über¬
haupt eine Staatslotterie zu ermöglichen. Es haben sich -
viele Schwierigkeiten namentlich auch mit den Nachbar¬
staaten ergeben, und Hessen war deshalb darauf ange¬
wiesen, sich mit einigen andern Staaten zu associieren ;
später ist es dann zu dem einzig möglichen Abschluß ge¬
kommen , zu einer Lotteriegemeinschaft mit der preußischen
Lotierieverwaltung . Ob wir denselben Weg gehen wollen
und ob wir ihn gehen können, das steht dahin . Wenn
er sich irgend vermeiden läßt , so möchte ich glauben, daß
er vermieden werden muß (Sehr richtig ! bei den Libe¬
ralen und Soz . -Dem . ) . Es war bis jetzt , glaube ich, ein
Vorzug der süddeutschen Staaten , daß sie keine Staats¬
lotterie eingeführt haben (Sehr richtig ! bei den Libe¬
ralen und Soz .-Dem .) und daß sie es auch nicht getan
haben in Zeiten schwerer finanzieller Bedrängnis . Wenn
wir es also vermeiden können , so möchte ich dringend
raten , es zu tun .

Bezüglich des landesherrlichen Dispositions - -
fonds hat der Herr Abg . Ihrig gemeint, hervorheben §
zu müssen , daß auch hier die Lehrer wieder wie überall
zu kurz gekommen seien . Er hat darauf hingewiesen ,
daß 39 Beamte einen Unterstützungsbetrag von 15 650
Mark bekommen haben , was auf den Durchschnitt 400
Mark für einen Beamten gibt , während in 11 Unier-
stützungsgesuchen von Lehrern und Lehrerinnen 2100
Mark aufgewendet worden seien, was einem Durchschnitt
von nur 200 Mark gleichkommt . Diese Vergleiche haben
immer etwas sehr bedenkliches, und es würde manchmal
besser sein , wenn man nicht immer nach den andern
schauen und mit den andern sich vergleichen würde.
Wäre der Herr Abg . Ihrig etwas näher in die Sache
eingedrungen, so hätte er sich auch sagen müssen , daß
diese Verschiedenheit sich auf ganz natürliche Weise
erklärt. Für die Lehrer und Lehrerinnen steht zunächst
ein Unterstützungsfond zur Verfügung , während für die
Beamten , namentlich der höheren Kategorien von O bis

in deren Kreisen Not und Hülfsbedürftigkeit doch
auch nicht selten hervortritt , überhaupt nur der landes¬
herrliche Fond die Mittel zur Unterstützung in dringen¬
den Fällen bietet. Schon dieser Grund bewirkt es, daß
die Unterstützungen für die Beamten verhältnismäßig
höher sind als die für die Lehrer. Sie erklären sich
auch daraus , daß eben hier Personen in höherer sozialer
Stellung in Frage kommen , wo die Unterstützungen
auch nach etwas anderen Grundsätzen bemessen werden
müssen als für die Lehrer.

Ich habe eine Nachforderung für den Gnadengaben¬
fond in Aussicht gestellt , und auch da hat der Herr Abg .
Ihrig geglaubt , betonen zu müssen , daß man dann
gleichfalls auch den Gnadengabensond für die Relikten
der Lehrer aufbessern müsse . Auch diese Schlußfolgerung
kann ich nicht ohne weiteres anerkennen. Wir haben
den Gnadengabensond aufgebessert, weil eine Unzuläng¬
lichkeit der Mittel sich herausgestellt hat , und nur , wenn
diese auch beim Lehrerrelitenfond Platz greift, kann auch
für ihn eine Aufbesserung in Frage kommen ; nicht
lediglich deshalb , weil der Fond für die Beamten auf¬
gebessert ist, muß auch der Fond für die Lehrer ent¬
sprechend aufgebessert werden.

Nun hat , um auf die Hauptsache zu kommen , in den
bisherigen Verhandlungen auch die Frage der An -
lehenspolitik eine wesentliche Rolle gespielt . Meine
Ausführungen zur Anlehenspolitik in der allgemeinen
Finanzdebatte haben einen lebhaften Widerspruch hervor-
gerusen, einen Widerspruch, der merkwürdigerweise in
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diesem Hause weniger stark und kräftig war als in dem
andern Hohen Hause. Dort hat man die Zurückhaltung ,
die die Großh . Regierung auf diesem Gebiete bekundet ,
sehr lebhaft und temperamentvoll bekämpft, namentlich
von Seiten eines Vertreters einer unserer großen Städte.
Einer seiner Kollegen ist ihm, wenn auch in viel gemä¬
ßigterer Weise, beigetreten, während in diesen! Hohen
Hause, wenn ich an die Verhandlung von vorgestern
denke , die Frage noch keine vollständige Klärung erfahren
hat . Denn , abgesehen von den radikalen Parteien, die
sich unbedingt zu einer Anlehenspolitik bekennen , haben
der Führer und ein hervorragender Vertreter der 'natio¬
nalliberalen Partei betont, daß die Fraktion als solche
hierzu noch keine Stellung genommen habe, und sie nur
ihre persönlichen Anschauungen vorgetragen haben.

Nun hat es sich bis jetzt eigentlich viel weniger um
die Anleihepolik des Staates gehandelt als um die
der Städte. Das ist sehr merkwürdig. Man hat mir
nämlich vorgehalten, ich hätte die Anlehenspolitik der
Städte grundsätzlich bekämpft . Das ist aber durchaus
unrichtig; ich habe ausdrücklich hervorgehoben, daß ich
die Anlehenspolitik der Städte für durchaus^ not¬
wendig halte, und daß ich überzeugt bin, daß die Städte
nicht anders haben handeln können , als zur Förderung
ihres städtischen Lebens den Anleihekredit in Anspruch
zu nehmen . (Bravo.) Ich habe das so deutlich hervor¬
gehoben, daß ich das Mißverständnis eigentlich unbe¬
greiflich finde .

Nur auf einen Punkt habe ich hingewiesen, in dem
mir die Anlehenspolitik der Städte nicht ganz einwand¬
frei scheint, indem ich darauf aufmerksam gemacht habe ,
daß die Städte teilweise fortlaufende Ausgaben aus An¬
leihen bestreiten , und daß hier wohl eine kritische Be¬
trachtung am Platze sei , ob diese Anlehenspolitik die
richtige ist Nichtsdestoweniger hat man in der Ersten
Kammer an mich die Frage gerichtet , ob ich es denn für
ungerechtfertigt hielte , daß die Städte für die Anlage
neuer Stadtteile , für die Kanalisation und Wasserver¬
sorgung, für Gas- und Elektrizitätswerke, für Straßen¬
bahnen, für totale Umgestaltung im Schulwesen , für
verschiedene Anlagen zur Förderung von Handel und
Industrie, für Hafenanlagen , für städtische Parksund städtische Bodenpolitik zu Anlehen greifen . Habe
ich denn das bestritten ? Habe ich nicht ausdrücklich ge¬
sagt , daß ich gerade für diese Anlagen eine Anlehens-
politik der Städte für durchaus gerechtfertigt halte ?

Die Städte handeln in dieser Beziehung gerade wie der
Staat , weil es sich bei allen diesen Dingen entweder
um einmalige, niemals wiederkehrende Ausgaben handelt— dazu gehört z . B . die Kanalisation — die aus An¬
leihen gemacht werden dürfen, auch wenn sie gar nichts
eintragen, oder aber um werbende Anlagen , wie bei den
Gas- und Elektrizitätswerken, der Straßenbahn , usw .
Ja selbst die städtischen Parks sind Unternehmungen , die
die Städte in der Absicht ins Leben führen , um dadurch
ihr Vermögen, namentlich aber ihre Einkünfte zu ver¬
bessern . Es kann sein, daß derartige Anlagen nicht von
Anfang an sich rentieren , und ich bin weit entfernt davon,aus diesem Grunde zu bestreiten, daß sie nicht aus An¬
leihen genommen werden könnten. Aber auch wenn erstin absehbarer Zeit die Rentabilität einer solchen Anlage
sich einstellt , halte ich die Bestreitung der Ausgaben durch
Anleihen für durchaus gerechtfertigt.

Daß man mich in dieser Weise angegriffen hat , kann
ich mir nur aus taktischen Gründen erklären Mau hatden kritischen Punkt , den ich berührt habe, dadurch ver¬
dunkeln wollen , daß man das Kampfgebiet auf ein Feld
verlegt hat, auf dem ich die Städte gar nicht angegriffen
habe . Es bleibt die Frage immer noch eine offene , ob
die Städte fortlaufende Ausgaben auf dem Gebiete des
Bauwesens, nämlich Bauten, die regelmäßig alle Jahre

oder alle paar Jahre wiederkehren , aus Anleihen be¬
streiten . Das ist in der Ersten Kammer durchaus bejaht
worden, man hat gesagt : Auch diese Ausgaben dürfenaus Anleihen bestritten werden. Ich möchte aber doch
darauf aufmerksam machen, daß diese Ansicht der Städte¬
vertreter in der Ersten Kammer anscheinend nicht überall
geteilt wird . Ich ha.be das aus einer Bürgerausschuß¬
verhandlung in der hiesigen Stadt entnommen , wo der
Herr Oberbürgermeister in seinen Berechnungen zu den¬
selben Ergebnissen gekommen ist wie ich . Und auch der
Herr Abg . Binz hat ja in der vorgestrig-m Verhandlung
bestätigt , daß man in der städtischen Verwaltung von
Karlsruhe neuerdings in eine Prüfung der Frage
eingetreten ist, ob es finanzpolitisch vertretbar sei, daß
man derartige regelmäßig wiederkehrende Bauten auch
fernerhin aus Anleihen bestreite . Doch darauf will ich
nicht weiter eingehen . Ihre Anleihepolitik müssen '-die
Städte mit sich selbst und mit der zuständigen Behörde,
dem Ministerium des Innern , ausmachen .

Wir haben es hier mit der Staatspolitik zu tun . Ich
möchte deshalb auch, weil uns hier die Städtepolitik zu¬
nächst nicht berührt , das Argument , was für die staat¬
liche Anleihepolitik ins Feld geführt wird, ausschalten,nämlich: daß wir dem Vorbild der Städte Nachfolgen
sollten , die Städte Hütten dem Staat gezeigt , wie man
eine richtige Anleihepolitik treibe , sie Hütten auch gezeigt ,daß die Anleihepolitik sie zu einer hohen Blüte geführt
habe .

Ich kann nicht finden , daß die Städte uns im Schul¬
denmachen ein Vorbild waren. Ich glaube im Gegenteil,
daß die Städte sich dem Vorbild des Staates angeschlos¬
sen haben . Wir haben schon längst eine Anleihepolitik
getrieben , ehe es unseren großen Gemeinden eingefallen
ist , eine solche ins Leben zu rufen. Wir haben schon seit
dem Jahre 1842 für unser Verkehrswesen Anleihen aus¬
genommen , und ich habe Ihnen neulich auseinandergesetzt,
daß wir vom Jahre 1842 bis zum Jahre 1899 im
Durchschnitt jährlich 8 Millionen ausgenommen haben für
derartige Zwecke, so daß wir zu einer ganz erklecklichenSumme von Eisenbahnschulden gelangt sind . Vom Jahr1899 an haben wir diese Schuldausnahmen sogar auf
durchschnittlich 30 Millionen jährlich gesteigert . Und wenn
wir in den letzten zwei Jahren wieder auf etwas niedrigere
Beträge zurückgegangen sind , so werden wir in dem nächsten
Dezennium wieder auf viel höhere Beträge steigen müssen -
Also an einer Anleihepolitik im Staate hat es nie gefehlt ;die brauchen uns die Städte nicht erst vormachen .

Aber es hat sich bei dieser Anlehenspolitik des Staates
auch gezeigt, daß sie befruchtend nur dann wirken kann ,wenn sie in vernünftigen Grenzen gehalten wird , daß sieaber eine Kalamität wird , wenn man sie über ein ge¬
wisses Maß hinaus erstreckt . Ich habe anläßlich der
Betrachtung über die Finanzlage unserer Eisenbahnver¬
waltung hervorgehoben , daß wir dort nach meinem Ge¬
fühl an der Grenze angekommen sind , wo die Anleihe¬
politik segenbringend wirkt . Vielleicht ist es nicht möglich ,auf diesem Wege einzuhalten . Aber um so notwendiger
ist es , zu bedenken, ob man auch auf anderen Gebieten
der Staatsverwaltung eine ähnliche Anlehenspolitik ein-
treten lassen soll.

In der Ersten Kammer hat man die Anlehenspolitikim weitesten Umfang vertreten. Man hat gesagt : „ Nur
die Anlehenspolitik ist verwerflich, die entweder garnichtoder in übermäßig langen Zeiträumen von 100 oder
mehr Jahren tilgt ; wenn aber in angemessenen Fristenvon etwa 40 bis 60 Jahren getilgt wird , wenn die
Zinsen und die Tilgungsraten aus den Wirtschafts-
Mitteln gedeckt werden , dann ist gegen eine Anlehens¬
politik überhaupt nichts einzuwenden ; im Gegenteil , siekann dann nur segensreich wirken , sie befreit uns von
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der Notwendigkeit , Reserven anzusammeln .
"

„Der beste
Reservefond

"
, hat Oberbürgermeister Winterer von Frei¬

burg gesagt , „ ist die Anleihe . Die Anleihe ermöglicht
es , daß man die städtische Verwaltung , oder unter An¬

wendung auf den Stadt die Staatsverwaltung in immer
gleichen Bahnen halten kann. Kommen schlechte und

ungünstige Zeiten, so hilft darüber die Anlehenspolitik
hinweg ; der öffentliche Kredit , der Staatskredit , ermög¬
licht es, auch in ungünstigen Zeiten alle die Mittel zur
Verfügung zu stellen, die in der Ausgabenverwaltung
als notwendig erscheinen .

"

Von diesem Standpunkt aus entfällt jeder Unterschied,
für welchen Zweck die Anleihe ausgenommen wird , ob

für fortlaufende oder einmalige oder periodische Aus¬

gaben , ob für werbende oder nichtwerbende Anlagen .
Denn, ist gesagt worden, wenn nur Zins und Tilgung
aus Wirtschaftsmitteln bestritten werden , so kann man
nicht sagen , daß die Anleihe als eine Zuschiebung der

Last an die spätere Generation wirkt, sondern im Gegen¬
teil, dann trägt eben schon die jetzige Generation die

wirkliche Last.
Wenn dieser Standpunkt richtig wäre, dann wäre an

der Schuldenpolitik des Reiches, die allgemein verurteilt
ist, nur eines zu tadeln , nämlich, daß das Reich nicht
tilgt. Die Schuldenpolitik des Reiches wäre dann voll¬

ständig in Ordnung , sobald wir ein Schuldentilgungs -

gefetz hätten und dadurch genötigt wären, innerhalb einer
bestimmten , mäßig bemessenen Frist jede aufgenommene
Anleihe wieder heimzuzahlen . Das war aber nicht die

Anschauung der Verbündeten Regierungen und es war auch
niemals die Ansicht des Reichstags , keiner einzigen Partei
im Reichstag , die radikalen Parteien nicht ausgenommen ,
sondern man hat immer gesagt , nicht nur daran fehlt es, daß
nicht allmählich getilgt wurde, sondern es fehlt auch an
den richtigen Grundsätzen, nach denen Anleihen ausge¬
nommen werden. Weil man diese Grundsätze im Reich
nicht beobachtet hat , deshalb hat das Reich doppelt soviel
Schulden , als es haben würde , wenn nach richtigen Grund¬
sätzen verfahren worden wäre ; wir hätten statt der
3 600 Millionen nur 1 800 Millionen. Aus diesem
Grunde hat der Reichstag unausgesetzt die Reichsregierung
gedrängt , sie solle einmal Grundsätze feststellen, nach
denen die Aufnahme von Anleihen gerechtfertigt ist.

Nun , die Reichsregierung hat diese Grundsätze, wie schon
in der allgemeinen Finanzdebatte hervorgehoben wurde,
aufgestellt und diese Grundsätze haben die einstimmige
Billigung aller Parteien des Reichstags gefunden. Wenn
sie im Reich nicht eingehalten worden sind , so liegt das
eben daran , daß das Reich nicht über die notwendigen
Einnahmen verfügt , und diese äira ueosssitas hat die
Reichsregierung unausgesetzt genötigt , ihre eigenen und
die vom Reichstag gebilligten Grundsätze zu übertreten
(Hört, Hört !). Aber die Grundsätze an sich sind richtig ,
und wenn es der Reichsregierung gelungen wäre, mit dem
Reichstag über die Beschaffung neuer Einnahmen zu
einem Abkommen zu gelangen , so wäre dieser unvernünf¬
tigen Schuldenpolitik des Reichs schon ein Ende gemacht
worden. Wenn Sie die Reichsfinanzreformvorlage durch¬
studieren, so sehen Sie ja auch , daß von den notwendigen
250 Millionen neuer Einnahmen etwa 100 Millionen
lediglich dazu nötig sind, um dem Reich künftighin eine
richtige Anlehenspolitik zu ermöglichen. Nun muß ich
fragen , wenn im Reich die Grundsätzeder Schuldenpolitik fest¬
gestellt worden sind, und zwar im Einverständnis sämt¬
licher Parteien, warum sollen diese Grundsätze für das
Großherzogtum Baden nicht zutreffend sein, warum ver¬
langt dieselbe Linke , die im Reichstag anerkannt hat , daß
die Schuldenpolitik nach bestimmten soliden Grundsätzen
geführt werden muß , daß im Großherzogtum Baden

davon abgegangen werde? Warum wünscht man , daß
wir einen Weg betreten, von dem man nach den Er¬
fahrungen des Reichs weiß , daß er zu nichts gutem führt ?

Nun, sagt man , ja der badische Staat hat gar keine
Schulden , wir haben nur eine Eisenbahnschuld, und die
findet im wesentlichen ihre Deckung in dem Wert der
Eisenbahnen . Wir können also ganz gut noch Staats¬
schulden aufnehmen , Kredit haben wir genug. Das ist
ganz richtig, wir können noch Hunderte von Millionen
Staatsschulden aufnehmen , der öffentliche Kredit wird
sich uns schwerlich versagen . Aber wenn Sie die Sache
etwas näher überlegen , haben wir dann nicht schon genug
Schulden ? Ist denn die Reichsfchuld nicht auch eine
Schuld unseres badischen Landes? Von den 3600 Mil¬
lionen Reichsschulden fällt' auf uns ein Betrag von 120
Millionen, und ein jährlicher Zinsenbetrag von beinahe
5 Millionen . Rechnen Sie dann dazu noch unsere Eisen¬
bahnschuld, die in wenigen Jahren bis auf 600 Millionen
steigen wird und unsere Gemeindeschulden, die auch nicht
unbedeutend sind — haben wir dann nicht mit einer
Schuldenlast zu rechnen , die an und für sich bedeutend
genug ist ?

Diese radikale Befürwortung einer Schuldenpolitik in
der l . Kammer hat in den öffentlichen Blättern einen
sehr lebhaften Wiederhall gefunden . Man hat daraus
sofort die Berechtigung abgeleitet , daß der gesamte Bau¬
aufwand, den wir bisher aus ordentlichen Mitteln be¬
stritten haben , auf Anleihe übernommen werden
dürfe (Lebhafter Wiederspruch links ) . Man ist sogar
noch weiter gegangen , und es sind mir in den letzten
Tagen Zeitungen zugeschickt worden, worin befürwortet
wurde; man könnte auch den Aufwand für die Lehrer- und
Beamten- Gehaltsrevision aus Anleihen bestreiten (Leb¬
hafter Wiederspruch links) . Das habe ich gelesen , es ist
mir extra zugeschickt worden . Ich möchte fragen : wenn
die Grundsätze , die in der I . Kammer verkündet worden

find , richtig sind, warum sollen die Konsequenzen un¬
richtig sein ? Wenn man sagt, alle Kulturausgabenkönnen
aus Anleihen bestritten werden, es kommt nur daraus an ,
daß Zinsen und Tilgung aus Wirtschastsmitteln aufge¬
bracht werden, so können Sie alles auf Anleihen über¬
nehmen. Es ist ja sogar von einem Gemeindvertreter
geltend gemacht worden, wenn man die Steuer niedrig
halte und Anleihen aufnehme, so bleibe das Geld in
den Taschen der Steuerzahler und werde hier höhere
Zinsen erzielen, als jemals der Staat für seine Anleihen
zahlen muß . Wenn man mit solchen Argumenten operiert,
dann läßt sich eine ganz uferlose Schuldenpolitik recht-

fertigen.
Allerdings muß ich aber zu meiner lebhaften Befrie¬

digung anerkennen, daß diese extremen Grundsätze hier in
diesem Hohen Hause keine Vertretung gefunden haben.
Was der Führer der nationalliberalen Partei , und was
der Herr Abg . Obkircher vorgetragen hat , hat sich in
weit mäßigeren Grenzen bewegt. Sie haben lediglich an¬

regen, zu bedenken geben wollen , ob nicht mit Rücksicht
auf die günstigen Erfolge der Städtepolitik von den bis¬

herigen strengen Grundsätzen wenigstens in Zeiten ge¬
spannter Finanzlage und bei dringend notwendigen Aus¬

gaben abzugehen sei, und ob man sich nicht „ ein wenig
"

der Städtepolitik anschließen könne . Einzelne größere
Bauten, meinten sie, namentlich Irrenanstalten, die Rhein¬
regulierung und Lehrerseminarien ließen sich wohl auf
Anleihen übernehmen . In guten Zeiten könne man dann
wieder zu der alten, strengen Praxis zurückkehren .

Der Herr Abg . vr . Binz hat namentlich ausgesprochen,
daß er es sehr wohl begreife, daß die Großh . Regierung
sich besinne, ob sie von den bewährten Grundlagen der

bisherigen Finanzpolitik abgehen wolle ; und er hat aus-



drücklich gesagt : daß er eine Anlehenspolitik für laufende
Ausgaben „ unbedingt für verwerflich

"
halte , auch eine

solche für regelmäßig wiederkehrende Bauten . Zulässig
erscheine sie ihm nur für solche Bauten , die gar nicht ,
oder nur nach sehr langen Zeiträumen wiederkehren . Nun
das klingt ja erfreulicherweise wesentlich gemäßigter , als
das , was wir in der Ersten Kammer zu hören Gelegen¬
heit hatten . Aber wenn mir empfohlen wird : „ ich solle
mich ein wenig der Städtepolitik anschließen

"
, oder wenn

ich mich an die Aeußerungen des Herrn Abg . Frank in
der Budgetkommisfion erinnere , der den Weg der An¬
lehenspolitik mit dem Zusatz „ zunächst in bescheidenen
Grenzen

"
nahegelegt hat — : so wird mir doch etwas

bang , ob ich den ersten verhängnisvollen Schritt auf
diesem Wege überhaupt tun soll . Das klingt ja aus
allen Aeußerungen , auch aus denjenigen der Befürworter
der Anlehenspolitik heraus , daß die Regierung , wenn sie
sich einmal auf diesen Weg begibt , es nicht mehr in der
Hand hat , wie weit sie auf diesem Wege gedrängt wird .

Man hat gesagt , es sei gar kein finanzpolitischer Grund¬
satz , daß die Ausgaben sich nach den Einnahmen richten
müssen ; finanzpolitisch müsse es heißen : diejenigen Aus¬
gaben , die im Interesse der Kultur des Landes notwendig
find , müssen unter allen Umständen gemacht werden (Zu¬
ruf des Abg . Süßkind : Sehr richtig !) . Nun darüber
habe ich mich schon in dem andern Hohen Hause aus¬
gesprochen : Ich gebe Ihnen jenen Grundsatz preis , wenn
Sie den andern Grundsatz an seine Stelle setzen : daß
die Einnahmen sich nach den Ausgaben richten
müssen . Sie können Ausgaben machen soviel Sie wollen
— aber Sie müssen die dazu notwendigen Einnahmen
schaffen ! (Sehr richtig !) . Das ist jedenfalls ein finanz¬
politischer Grundsatz , über den auch Sie nicht hinweg¬
kommen . Und zwar müssen Sie die Einnahmen schaffen
in einer finanzpolitisch vertretbaren Weise .

In diesem Zusammenhang darf ich wohl daran erinnern ,
daß wir in der Entwicklung unserer Einnahmewirtschaft
nicht zurückgeblieben sind , daß wir sie auf eine Höhe ge¬
trieben haben , wie sie in keinem andern Staate in Deutsch¬
land ihresgleichen findet . Aber wir müssen bei der Be¬
messung unserer Ausgaben für öffentliche Zwecke auch an
die Leistungsfähigkeit des Landes denken ! So lange wir
uns in unseren Steuersätzen auf niedrigem Steuerfuß be¬
wegen , und so lange wir noch einen großen Spielraum
haben , mag man es mit der Ausgabegebarung nicht so
genau nehmen ; wenn man sich aber den Grenzen nähert ,
über die man nach Lage der Verhältnisse nun einmal nicht
hinausgehen kann , dann muß man , glaube ich , bedenklich
werden , und man muß sich bei der Ausgabewirtschaft
fragen , ob wirklich eine Notwendigkeit vorliegt . Und in
unserer Zeit der allgemeinen Begehrlichkeit , wo die An¬
sprüche an die Staatskaffe von den Gemeinden und son¬
stigen Kommunalverbänden , von allen Interessenvertretungen
in etwas unheimlicher Weise steigen : in diesem Moment
muß man wohl der Seite der Frage eine besondere Auf¬
merksamkeit zuwenden : ob die Einnahen die Steigerung ,
die verlangt wird , auch wirklich ertragen .

Man fängt jetzt an , bei der Frage der Anlehens¬
politik den Gesichtspunkt der Wirkung für die Zukunft in
den Vordergrund zu stellen , und man null zu dem Grund¬
satz gelangen : daß alles , was nicht nur der unmittel¬
baren Gegenwart nützt , sondern in die Zukunft hinaus¬
wirkt . auf Anlehen übernommen werden könne ; es sei
Pflicht der künftigen Generationen — die ja von unseren
Einrichtungen Nutzen ziehen ! — auch mit an dem Auf¬
wand für diese Einrichtungen zu tragen .

Ich kann mich zu diesem Grundsatz nicht bekennen . Ich
halte den bisherigen Grundsatz für richtiger : daß jede
Generation die Aufgaben , die ihr gestellt find , erfüllen
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— und auch bezahlen soll (Bewegung , Zurufe ) .
Wir stehen auf den Schultern der Generationen , die vor
uns gelebt haben ; wir haben von ihnen die öffentlichen
Einrichtungen überkommen , auf denen wir weiter gebaut
haben , und wir sind in ihren Genuß getreten , ohne daß
sie mit Zinsen und Tilgungsverpflichtungen belastet
waren (Ganz richtig !) . Unsere Vorfahren haben in weit
schlechteren sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen ge¬
lebt als wir (von verschiedenen Seiten sehr richtig ; Zu¬
ruf des Abg . Früh auf ) . Wir haben drei Dezennien
eines wirtschaftlichen Aufschwungs hinter uns , wie er in
der Geschichte unseres Volkes überhaupt noch nie da war ;
in diesem Momente , wo wir dieses gesegneten Zustandes
uns erfreuen dürfen , da soll es der richtige Zeitpunkt
sein , zu erwägen : ob wir nicht diejenigen Ausgaben , die
frühere Generationen unter schweren Opfern selbst auf¬
gebracht haben , jetzt den nachfolgenden Generationen zu¬
schieben ? Es scheint mir schöner zu sein und ein leben¬
digeres Staatsgefühl zu beweisen , daß auch wir das ,
was uns als Aufgabe unserer Zeit gestellt ist , aus
eigenen Mitteln erfüllen (Bravo !) .

Nun liegt ja die praktische Frage bei der AnlehenS -
politik zunächst auf dem Gebiete der Bauten . Es ist bis
jetzt noch nicht die Rede davon gewesen , daß auch andere
Ausgaben auf Anlehensmittel genommen werden können ,
obwohl — wenn man sich lediglich auf den Standpunkt
stellt : alles , was der Zukunft nützt , kann auf Anleihen
genommen werden — man außer den Bauten noch manches
andere auf Anleihen nehmen kann . Aber gerade diese
Konsequenz dieser meines Erachtens nicht richtigen An¬
schauung muß man ins Auge fassen , um sich klar zu
werden , ob es angängig ist , diesen Weg zu beschreiten .

Ich habe , was den Bauetat betrifft , schon in der all¬
gemeinen Finanzdebatte darauf aufmerksam gemacht , daß
man hier zwischen Staat und Gemeinde unterscheiden muß .
Es handelt sich bei dieser Frage um den Hauptgrundsatz ,
der bei der Anlehenspolitik zunächst in Betracht gezogen
werden muß , um den Grundsatz : was ist eine fortlaufende ,
regelmäßige — und was ist eine einmalige , oder nur
periodisch in langen Zeiträumen wiederkehrende Ausgabe ?
Das ist der entscheidende Gesichtspunkt für die Frage der
Berechtigung der Anlehenspolitik (Sehr richtig !) — nicht
der Gesichtspunkt , ob irgend eine Institution der Zukunft
nützt oder blos der Gegenwart (Zustimmung ) . Hier
liegt der Kernpunkt der ganzen Frage . Und da muß ich
sagen : in einem großen politischen Gemeinwesen wie dem
Staat , können Sie öffentliche Bauten nicht unter dem
Gesichtspunkt des einzelnen Baues betrachten , sondern Sie
müssen es unter de n Genchtspunkt des gesamten staatlichen
Bauwesens ins Äuge fassen . Der Staat ist der größte
Bauunternehmer des Landes ; wir haben allein in der
allgemeinen Staatsverwaltung etwa zwölf - bis vierzehn¬
hundert Gebäude , und es sind meist sehr große und kost¬
spielige Gebäude , in denen nicht selten auch gründliche Um¬
änderungen , Erweiterungen , Anbauten u . dgl . vorgenommen
werden müssen . Für ein solches Gemeinwesen mit einer so um¬
fassenden Bauverwaltung ist der Neubau nicht eine
einmalige , nur in langen Perioden wiederkehrende Aus¬
gabe . Das wäre nur richtig , wenn Sie die Sache ledig¬
lich unter dem Gesichtspunkt des einzelnen Baues
ausfassen ; wenn wir heute in Wiesloch eine Irrenanstalt
bauen , so wird natürlich eine zweite Irrenanstalt daselbst
nicht wieder vor Ablauf von vielen Jahren gebraucht ;
aber dasselbe ist mit den Dienstgebäuden , mit den Be¬
zirksämtern , den Amtsgerichten der Fall , überhaupt mit
allen Bauten , die der Staat aufführt .

Sie würden , wenn Sie den Gesichtspunkt des einzelnen
Baues als maßgebend erscheinen lassen , jeden Bau auf
Anlehen übernehmen können , und das ist falsch . Das
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habe ich Ihnen rechnungsmäßig nachgewiesen, und ich habe
die eingehende Berechnung darüber dem Herrn Abg . Binz
auf Wunsch mitgeteilt . Diese Berechnung hat zu Resul¬
taten geführt, die nicht wiederlegt worden sind ; und nach
den Aeußerungen des Herrn Oberbürgermeisters Schneller
in der Stadtverordneten - Sitzung hat sich ergeben , daß
er bei einer Nachprüfung zu dem gleichen Ergebnis ge¬
kommen ist. Denn er hat gesagt : wenn wir die Volks¬
schulhäuser , die wir mindestens alle 2 Jahre bauen müssen ,
aus Anlehen bauen , kommen sie fast doppelt so hoch , als
wenn wir sie sofort auf die Umlage übernehmen.

Das ist der entscheidende Punkt : das Bauwesen des
Staates als Ganzes betrachtet gestattet nicht , die einzelnen
Bauten, die jedes Jahr fällig werden, auf den Anlehens¬
kredit zu übernehmen . Das zu tun , ist auch unwirtschaft¬
lich , wie eben jene Berechnung ergibt, von der ich ge¬
sprochen habe, und zwar deshalb , weil dadurch der Auf¬
wand ein viel, viel größerer wird , beinahe auf das Dop¬
pelte von dem Betrag steigt, auf den er steigen würde,
wenn man ihn sofort tragen würde.

Die Herren , die die Frage der Anlehenspolitik der Re¬
gierung zur nochmaligen Erwägung anheimgeben, haben
nur gewisse größere Bauten namhaft gemacht ; sie
haben namentlich von Irrenanstalten gesprochen und von
Lehrerseminarien . Aber was von diesen größeren Bau¬
ten gilt , das gilt von den kleineren auch. Und wenn ich
mich auf diesen Weg begebe , so wird man im folgenden
Budget kommen und sagen : Mit dem Grundsatz hat man
doch einmal gebrochen ; warum sollen nur Irrenanstalten
und Lehrerseminarien auf Anlehen übernommen werden,
warum nicht auch ein Amtsgericht oder eine Universitäts -

anstatt usw . ? Es gibt keinen Halt auf dieser Bahn , wenn
man sie einmal betreten hat .

Und was speziell noch die Rheinregulierung betrifft ,
so möchte ich folgendes dazu sagen : Wenn wir die Absicht
hätten , unser Land mit einem Kanalsystem zu über¬
ziehen , was natürlich eine einmalige , sofortige, sehr er¬
hebliche Ausgabe beanspruchen würde , so könnte man
unter dem GesichtspuM der einmaligen Ausgabe hier
die Anlehenspolitik rechtfertigen. Das habe ich ja auch
anerkannt in meiner Aussprache darüber in der allge¬
meinen Finanzdebatte . Aber mit der Rheinregulierung
verhilt es sich ganz anders . Hier handelt es sich um
die Frage , ob es möglich ist , durch die Kunst der Wasser¬
bautechnik im Rhein eine stets benützbare Fahrrinne von
Mannheim bis Straßburg zu erhalten . Es ist das ein
Versuch , der noch nirgends ausgeführt ist , und dessen Ge¬
lingen nicht völlig sicher ist . Dieses Unternehmen ist
vielen Gefahren ausgesetzt, namentlich auch der Gefahr
des Hochwassers , und es kann sein , daß das Werk durch
Naturereignisse mehr oder weniger geschädigt wird und
neue Aufwendungen erfordert . Also speziell die Rhein¬
regulierung möchte ich zuletzt für eine Aufgabe ansehen ,
die aus Anlehen sollte bestritten werden.

Die Vertreter der liberalen Partei haben mir die Frage
der Anlehenspolitik nochmals zur Erwägung dringend
ans Herz gelegt . Ich möchte Sie (zu den National¬
liberalen ) nochmals bitten : Ueberlegen Sie sich die Sache
noch einmal . Die Finanzpolitik der Regierung war 40
Jahre lang getragen von dem Vertrauen der national¬
liberalen Partei und hat in ihr ihre allerbeste und kräf¬
tigste Stütze gefunden (Abg . Kolb : Sehr wahr !) .
Warum soll diese Politik aufgegeben werden? Ich sehe
einen dringenden Grund dafür nicht . Aber wenn ich die
allgemeine politische Lage betrachte , so muß ich sagen , ich
sehe sehr dringende Gründe für die Regierung , sie nicht
zu verlassen. Wie haben sich die parlamentarischen Ver¬
hältnisse im letzten Jahrzehnt verschoben ! Wir haben
keine sichere Mehrheitspartei mehr , keine Partei , die sich

gewissermaßen mitverantwortlich fühlt für den Gang der
Staatsgeschäfte und namentlich auch für die Lage der
Staatsfinanzen . In dem Wettlauf der Parteien um
die Gunst der Wählermassen hat sich allmählich eine Wahl¬
taktik und ein System von Wahlversprechungen auf Kosten
der Staatskasse herausgebildet , das man nur mit leb¬
hafter Befürchtung betrachten kann . In der gegenwärti¬
gen Zeit , wo eine begehrliche Gegenwart mit immer stei¬
genden Anforderungen an die Staatskasse herantritt , be¬
trachte ich es als eine Hauptaufgabe der Regierung ,
gegenüber der Gegenwart die berechtigten Interessen der
Zukunft zu wahren und dafür zu sorgen, daß die jetzige
Generation die Aufgaben , die ihr gestellt sind , selbst er¬
füllt und sie nicht der Zukunft zuschiebt !

Ich denke , wenn die Herren sich die Sache nochmals
überlegen , wird die Regierung die Unterstützung, die sie
auf jener Seite des Hauses in ihrer Finanzpolitik immer
gefunden hat . auch fernerhin finden . Wir wollen an dem
Grundsatz festhalten , daß die Ausgaben , die wir be¬
schließen , auch von uns bezahlt werden sollen . Es wird
hoffentlich an dem Opfersinn und an der Opferwilligkeit
unserer Bürger , die sich in viel schlechteren Zeiten be¬
währt haben , auch in Zukunft nicht fehlen (Vereinzeltes
Bravo !) .

Abg . Vogel (Dem .) : Durch die interessante Rede des
Herrn Finanzministers ist die allgemeine Finanzdebatte
in dieser Diskussion wieder aufgerollt worden . Ich
glaube es darf auch mir nicht verdacht werden , wenn ich
auch dieser allgemeinen Finanzpolitik des Landes einige
Worte widme.

Es sind seit der letzten allgemeinen Finanzdiskussion
zwei neue Tatsachen in unseren Gesichtskreis getreten,
das sind erstens die Verhandlungen in der Ersten Kam¬
mer , die ja gerade auch einen breiten Raum in der heu¬
tigen Rede unseres Herrn Finanzministers eingenommen
haben, und zweitens ist uns jetzt das Rechnungsergeb¬
nis vom Jahr 1905 bekannt geworden.

Es ist ja klar , daß , nachdem der Abschluß des Jahres
1905 nicht das günstige Ergebnis hatte , welches der
Herr Finanzminifter in feiner ersten Rede glaubte uns
bezeichnen zu können, dies vielleicht einen gewissen Pessi¬
mismus hervorgerufen hat . Aber , wie andrerseits der
Herr Finanzminister selbst zugegeben hat , ist es ja nur
ein scheinbar schlechteres Ergebnis gegenüber demjenigen
des Jahres 1904 , und es stellt sich der Abschluß vom
Jahre 1905 immerhin um 2 Millionen günstiger als wie
1904 .

Nun , dieses günstige Ergebnis eröffnet doch immerhin
eine gute Perspektive für das uns vorliegende Budget ,
und ich glaube , gerade dieses Ergebnis ist nicht geeignet,
uns mit Pessimismus zu erfüllen . Es würde sich ! nach
den Ausführungen des Herrn Finanzministers in der
Ersten Kammer aus den direkten Steuern eine Mehr¬
einnahme ergeben gegenüber den Vorjahren 1903 von
rund 250 000 M . , im Jahre 1904 von 560 000 M . , und
im Jahre 1905 von 1 Million . So ähnlich bewegen
sich auch die Steuerkapitalien der größeren Städte unse¬
res Landes , und diese beiden Erscheinungen zusammen¬
genommen, die bieten die Gewähr , daß wir für unsere
badischen Landesfinanzen für die nächsten Jahre gute
Erwartungen haben dürfen . Wenn ich nun mit diesen
Steigerungen der Staatsfinanzen die Steigerung der
Steuerkapitalien der Städte vergleiche , so ist es selbstver¬
ständlich klar , daß ich hier die Zahlen der Stadt Mann¬
heim vor Augen habe, denn jeder beurteilt die Verhält¬
nisse, die er kennt.

Im Jahre 1904 haben diese Steuerkapitalien eine
Steigerung um 6 Millionen aufzuweisen, im Jahre 1905
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von 33 Millionen , und im Jahre 1906 von 74 Millionen .
Sie ersehen daraus , eine Erhöhung ist eingetreten säst
gleichzeitig in derselben Weise , wie bei den direkten Ein¬
nahmen in unserem badischen Lande selbst . Es ist rich¬
tig , daß selbstverständlich prozentual nicht so stark wie
in einer großen Stadt sich auch die Kapitalien für das
ganze Land vermehren werden . Aber diese Zusammen¬
stellungen bieten uns die zuverlässige Gewähr für die
Besserung unserer finanziellen Verhältnisse . Es wurde
gerade nach dem Voranschlag der Stadt Mannheim im
Jahre 1906 durch diese Steigerung eine Mehreinnahme
an direkten Umlagen von 289 000 M . erzielt , und wenn
ich dazu noch die Vermehrung der Umlagenachträge gegen¬
über derjenigen der Urnlagerückvergütungen hinzuzähle , so
erhalten wir durch diese natürliche Steigerung eine Mehr¬
einnahme von 370 000 M . Ich betone noch einmal ,
wenn auch nicht eine derartige progressive Steigerung
für das ganze Land zu erwarten ist , so können wir ge¬
trost diesem Ergebnis entgegensehen, welches das Jahr
1906 mit sich bringt .

Wie ich schon sagte , haben die Einnahmen aus direkten
Steuern sich um 1 Million vermehrt , während die Bier¬
steuer 140 000 M . weniger ergeben hat . Ich bin der
Ansicht, daß dieses Ergebnis Wohl mit eine Folge der
Fleischnot ist . denn es ist klar , daß der kleine Mann , der
einen großen Teil seiner Einnahmen auftvenden muß
für seine Fleischnahrung , für Bier weniger Geld übrig
hat . Dem entgegen steht nun zwar die Vermehrung der
Fleischsteuer um 40 000 M - , und diese Tatsache hat auch
eine gewisse Heiterkeit in der Ersten Kammer hervor¬
gerufen . Verschiedene Herren der Ersten Kammer woll¬
ten damit Wohl kundgeben: die Herren in der Zweiten
Kammer schreien über Fleischnot, und hier steht schwarz
auf weiß , daß diese Steuer noch eine Mehreinnahme von
40 000 M . ergeben hat . ' Es besteht trotzdem kein so
großer Widerspruch darin , da besonders in den ersten
Monaten des Jahres 1905 ein viel stärkerer Fleischver¬
brauch auf den Kops der Bevölkerung vorhanden war .
In den ersten beiden Monaten kamen nämlich in Mann¬
heim auf den Kopf der Bevölkerung 0,78 , im November
0,51 und im Dezember 0,142 Kilogramm Fleisch . Es
wurde nun auch die Abschaffung dieser Fleischsteuer in
Erwägung gezogen , und ich hatte geglaubt , soweit man
die Aeußerungen von allen Parteien gehört hat , und so¬
weit man auch schon in den verschiedenen früheren Land¬
tagen die Aeußerungen in den verschiedenen Sessionen
verfolgen konnte, daß spätestens mit der Reform unserer
Vermögenssteuer diese indirekte Einnahme fallen sollte.
Es hat mich gewundert , daß der Herr Abg . Obkircher den
gegenteiligen Standpunkt vertreten hat . Wenn nun der
Herr Finanzminister kein Freund der Abschaffung der
Fleischsteuer ist , kann ich ihm die Beibehaltung dieser
Steuer nicht verdenken, und ich glaube auch , er wäre das
Unikum eines Finanzministers , wenn er leichten Her¬
zens eine Einnahmequelle opfern könnte. Auch der Herr
Finanzminister Buchenberger führte 1896 im Landtag
aus : „Me Fleischsteuer insbesondere sei theoretisch nicht
ganz einwandfrei, und er könne eine Neueinführung der¬
selben nicht empfehlen.

" Das war also der Sozial -
Politiker . Der Finanzminister kommt zum
Ausdruck , indem er fortfuhr : „ etwas anderes ist es aber ,
eine alte eingelebte Steuer aufzuheben .

" Sie sehen , man
kann von einem Finanzminister nicht erwarten , derartige
Einnahmequellen zu verschließen . Derartige Anträge zu
stellen , dazu sind die Abgeordneten als Vertreter des
Volkes da.

Es ist auch ein kleiner Irrtum von dem Herrn Kol¬
legen Obkircher , wenn er behauptet , der Herr Oberbür¬
germeister Beck habe in der Ersten Kammer ausgerech¬
net, daß die Fleischsteuer nur einen Pfennig auf das

Pfund Fleisch ausmache . Diese Bemerkung hat sich nur
auf die Schlachthausgebühren bezogen. Soweit ich dre
Ansicht des Herrn Oberbürgermeisters Beck kenne , glaube
ich, ist er auch kein Freund dieser Fleischsteuer. Ter
Herr Kollege Obkircher hat den Herrn Oberbürgermeister
Beck gelobt als einen richtigen Kenner der indirekten
Steuern , der seine Erfahrungen geschöpft habe bei der
Abschaffung des Oktrois auf Mehl und Brot in Mann¬
heim . Es sei nachgewiesen worden , daß diese Abschaf¬
fung keine Verbilligung des Brotes und des Mehles nnt
sich gebracht habe . Der Herr Abg . Obkircher weist auf
eine Denkschrift hin, der nach seiner Meinung nicht wider¬
sprochen worden ist . Ich will nicht des näheren darauf
eingehen, aber ich will nur anführen , daß bei derartigen
Fragen Denkschriften abgefaßt werden , welche durch
statistische Zahlen die Richtigkeit sowie die Unrichtigkeit
einer Behauptung gleichzeitig Nachweisen können. Eine
Statistik kann man , wenn man die Zahlen richtig grup¬
piert , verwenden für verschiedene Ansichten , und so rst
es auch bei einer derartigen Broschüre. Der Verfasser
hat ausdrücklich gesagt : Die Zahlen der Erhebungen über
Nahrungsmittel lassen sich nicht leicht zusammenfügen ,
sie entschwinden einem wieder unter den Händen , und
man kann ein richtiges Bild dadurch nicht geben. Und
besonders hat er nicht Nachweisen wollen und auch nicht
Nachweisen können , daß Brot , und Mehl in Mannheim
rächt teurer wäre, wenn das Oktroi noch bestände, als
wie es jetzt ist . Diese Ansicht wurde in verschiedenen Zer
tungen in sehr eingehenden Artikeln ausgesprochen.

Die beste Möglichkeit zur Aufhebung einer derartigen
indirekten Steuer ist gegeben , wenn wir mit Rücksicht auf
unsere Finanzen keinen früheren Zeitpunkt ergreifen kön¬
nen, bei der Steuerreform , die uns jetzt bevorsteht.

Nun gebe ich zu , daß unser Herr Finanzminister gerade
mit Rücksicht auf unsere Bereitwilligkeit , diese indirekten
Einnahmen abzuschaffen , die nächsten Jahre etwas pessi¬
mistisch geschildert hat . Wie hier im großen , so war es
auch schon in den Städten der Fall : Kommt ein Antrag
auf Abschaffung einer indirekten Einnahme , dann wird
der Finanzmann , hier der Herr Finanzminister , dort der
Herr Oberbürgermeister , die Aufgaben der Gemeinde und
die finanziellen Verhältnisse in etwas düsteren Farben
schildern , als er sie schildern würde , wenn er selbst eine
derartige Einnahme abschaffen wollte . Es ist klar , und
dahin hat sich ja der Herr Finanzminister ausgesprochen ,
daß es jetzt nicht mehr zu vermeiden ist , daß derartige
große Anforderungen für uns mit der Reichsfinanz
reform Zusammentreffen, und ich glaube , daraus hat dem
Herrn Finanzminister niemand ein Vorwurf gemacht.
Etwas anderes ist es aber, was auch der Herr Kollege
Kolb bereits erwähnt hat , daß die unbedingt notwen¬
digen Gehaltserhöhungen und die Schaffung neuer Stel¬
len in dem Staatsetat in den letzten Jahren etwas zu¬
rückgehalten worden sind und jetzt , mit einem Mal sich
um so stürmischer geltend machen . Daran mögen viel¬
leicht die Finanzverhältnisse mit die Schuld getragen
haben. Aber ich glaube, es wäre vielleicht auch mög¬
lich gewesen , früher hier an dieses Werk zu treten , wenig¬
stens teilweise hierfür höhere Aufwendungen zu machen.

Es wurde nun von dem Herrn Finanzminister ange¬
führt , daß in 16 Jahren die

'
Stellenvermehrung in

unserem Etat 38,3 Proz . betragen habe, das macht pro
Jahr 2,4 Proz . Die ordentliche Etatserhöhung ist aber
in 12 Jahren gestiegen von 59 aus 79 Millionen , das
ist eine Erhöhung von 34 Proz . oder pro Jahr 2,8 Proz .
Es ist also die Etatserhöhung immer noch prozentual
größer , als wie es die Stellenvermehrung gewesen ist .
Besonders die Erhöhung der Stellen bei der Bahnver¬
waltung mußte eintreten durch die gerade in den letzten



610

Jahren gesteigerte Betriebsvergrößerung und die neuen
Bahnverbindungen . Wenn aber die Stellenvermshrung
von Jahr zu Jahr im gleichen Schritt geblieben wäre mit
der Vermehrung des Staatsetats , und bei der Bahn mit
der Steigerung des Verkehrs, dann hätten wir nicht in
diesem Jahre auf einmal diese starke Vermehrung .

Nun hat sich heute in anerkennenswerter Weise der
Herr Finanzminrster etwas deutlicher darüber ausge¬
sprochen , daß die Regierung gesonnen ist , uns eine Rege¬
lung des Gehaltstarifs für den nächsten Etat , für das
Jahr 1908 , in Aussicht zu stellen . Er hat sich zwar nicht
näher darauf eingelassen; er hat aber Bedingungen dar¬
an geknüpft . Die eine Bedingung , daß auch die Ein¬
nahmen für die Durchführung der Gehaltsrevision
geschaffen werden müssen , halte ich für selbstverständlich ,
und es wurde ja auch schon von anderer Seite gesagt, daß
auch der Gewerbetreibende und der Handwerker bereit ist ,
wenige Mark Steuer mehr zu zahlen , weil sie die Ueber-
zeugung haben, daß unsere Beamten , besonderes unsere
kleinen und mittleren Beamten , mit ihrem Gehalt nicht
mehr auf der Höhe der Zeit stehen ; denn die Verhält¬
nisse sind anders geworden : Die Lebensverhältnisse haben
sich gerade in dieser Zeit so unendlich gesteigert, aber die
Steigerung des Einkommens dieser Beamten hat nicht
damit Schritt gehalten .

Selbstverständlich stehe ich auf dem Standpunkt , daß
wir , wenn wir eine Revision des Gehaltstarifs vornehmen,
nicht bei einzelnen Klassen aufhören können, denn auch
die höheren Beamten haben Anspruch auf Berücksichti¬
gung . Wenn ausgeführt wurde , daß ein Bauinspektor
mit 4500 M . keine Erhöhung brauche , so muß ich doch
sagen, daß ich , mit Rücksicht auf die Vorbildung dieses
Herrn , diese Summe für kein hohes Gehalt ansehen kann.
Wenn wir diese Klasse von Beamten nicht besser bezahlen,
so müssen wir eben unsere besten , unsere tüchtigsten
Kräfte abgeben an die Stadtverwaltungen , welche bedeu¬
tend höhere Gehälter zahlen , und an die Privatindustrie ,
welche in der Zeit des Aufschwunges derartige Kräfte sehr
gern durch drei - bis vierfach höhere Gehälter an sich zieht.
Wenn auch manche andere Momente (z. B . das Ansehen,
das sie genießen, ihre Pension und Hinterbliebenenver¬
sorgung ) diese Beamten trotzdem veranlassen, im Staats¬
dienst zu bleiben, so sollte doch die Differenz gegenüber
den Gehältern , die der gleichen Kategorie von Beamten
z . B . seitens der Gemeinden bezahlt werden, keine zu
große sein ; sonst besteht die Gefahr , daß wir derartige
tüchtige Beamte verlieren .

Nun habe ich aber das unangenehmen Empfinden ge¬
wonnen , daß der Herr Finanzminister noch eine andere
Bedingung dabei mit gestellt hat : Es müsse eine voll¬
ständige Umarbeitung des Beamtengesetzes vorgenom¬
men werden . Der Herr Finanzminister hat besonders
ausgeführt : „Im übrigen kann ich den Ausführungen ,
die Herr Geh . Rat Honsell zu diesem Gegenstand ge¬
macht hat , nur vollständig beitreten ; wir werden bei die¬
ser Gelegenheit eine Revision unserer Beamtenpolitik not¬
wendig vornehmen müssen, " Wenn darunter zu ver¬
stehen ist , daß die Koalitionsfreiheit unserer
Staatsbeamten eingeschränkt werden soll , dann glaube
ich , werden wir alle in diesem Hause entschieden dagegen
Einsprache erheben. Für diese Bedingung werden wir
nicht zu haben sein , und wir müssen unsere gegensätz¬
liche Ansicht hier entschieden zum Ausdruck bringen .

Daß diese meine Auffassung eine gewisse Berechtigung
hat , zeigt sich darin , daß — wie ich wenigstens aus Zei¬
tungen ersehen habe — gegen die beiden Redner in den
betreffenden , von dem Herrn Finanzminister und Herrn
Geh . Rat Honsell angeführten Versammlungen dis¬
ziplinarisch vorgegangen werden soll . Es sind dies die

Herren Raupp und Nimmeln aus Mannheim . Nun , ich
habe die Herren in Karlsruhe nicht gehört ; aber da ein
derartiger Vortrag für eine Versammlung ausgearbeitet
ist , darf ich annehmen , daß sich die Herren in derselben
Grenze bewegt haben, als wie bei den gleichen Vorträgen ,
die sie in Mannheim in unserer Gegenwart hielten . Nie;
mand von uns , auch nicht der Herr Kollege Gießler , hatte
den Eindruck gewonnen, daß einer der Referenten zu
weit gegangen wäre . Ich glaube der Unterstützung aller
Kollegen teilhaftig zu sein , wenn ich ersuche , daß man das
Versammlungsrecht unserer Beamten nicht einschränkt.
Denn wie sollen sie sonst ihre Angelegenheiten zur Sprache
bringen ? Nachdem sie jahrlang petitioniert haben , und
jahrlang im Landtage darüber gesprochen worden ist,
sind ihre Petitionen der Regierung überwiesen worden ;
und es ist nichts geschehen und konnte nichts geschehen.
Da ist es natürlich , wenn bei derartigen Versammlungen
das Herz und die Zunge etwas überläust und die Forde¬
rungen vielleicht etwas stürmischer zum Ausdruck kom¬
men , als es sonst bei den Herren üblich ist und als es
überhaupt gemeint ist. Diese Verhältnisse möchte ich Sie
bitten , in Betracht zu ziehen .

Selbstverständlich müssen die Mittel .beschafft wer¬
den für die größeren Ausgaben , und ich glaube , es ist
nicht ein einziger unter uns , der nur einen Teil dieser
Mittel aus Anleihen schaffen wollte , wie der Herr Fi¬
nanzminister zwar uns nicht unterschoben hat , aber was
er aus der Zeitungspolemik offenbar herausgelesen hat .
Ich habe einen derartigen Zeitungsartikel nicht gelesen ,
und wenn ich ihn gelesen hätte , so hätte ich vielleicht ge¬
glaubt » es wäre ein Fastnachtsscherz, da wir gerade da¬
mals in der Karnevalszeit lebten , und ich hätte mich
darüber hinweggesetzt , ohne mich aufzuregen .

Nun ist es selbstverständlich für mich verführerisch,
dreser sogenannten Anlehenspolitik , die , soweit die
Städte in Betracht kommen , „Oberbürgermeisterpolitik "

genannt worden ist , auch als Mitglied einer städtischen
Verwaltung einige Worte zu widmen . Gerade Herr Kol¬
lege Neuhaus kann aus dem , was ich sage, wie schon
aus den Ausführungen des Herrn Kollegen Binz , ent¬
nehmen, daß es nicht rein eine Politik der Oberbürger¬
meister ist , die in den Städten getrieben wird , sondern
eine Politik , welche auch von den bürgerlichen Mitglie¬
dern der Verwaltung gebilligt wird . Ich habe in Mann¬
heim in der Zeit vom Jahr 1896 an im Stadtratskolle¬
gium mit hervorragenden Vertretern des Kaufmanns -
standes und besonders auch Vertretern von sehr großen
industriellen Unternehmungen zusammengewirkt, die auch
diese „Oberbürgermeisterpolitik " vollständig billigten .
Aber nach den Ausführungen unseres Herrn Finanz -
Ministers ist eigentlich ein so großer Unterschied zwischen
unserer Auffassung und der seinigen gar nicht vorhanden ,
daß derartige Vorwürfe hüben und drüben fallen müßten .
Wir haben hier keinen Anlaß , uns über die Angriffe
aufzuregen , die in der Ersten Kammer gegenüber dem
Ministerium gefallen sind — wir haben uns an das zu
halten , was hier in unserem Hause zum Ausdruck ge¬
bracht worden ist . Und da habe ich nicht das Empfinden
gehabt, als ob nur einer von den Herren , auch nicht von
der entschiedensten Linken, wie der Herr Finanzminrster
sagte, verlangt habe, man solle sämtliche Bauten , welche
der Staat auszuführen hat , aus Anleihemiteln bestreiten
(Zuruf : Sehr richtig !) . Die Auffassung habe ich nicht
gehabt , und ich glaube , es läßt sich das auch nicht aus
den ganzen Verhältnissen heraus so auffassen.

Der Herr Finanzminister hat in der Ersten Kammer
angeführt , daß in den Jahren 1884/1889 durchschnittlich
der außerordentliche Etat nur einen Aufwand von
1800 000 M . gehabt hat und in den Jahren 1890 bis



1895 einen Aufwand von 7 900 000 M . ; und jetzt ist er
noch höher . Gerade diese Ausführungen erbringen den
Beweis , daß wir durch die verhältnismäßig hohen An¬
forderungen in der Gegenwart eben Ausnahmen in der
bisherigen Politik machen müssen , Ausnahmen aller¬
dings nur , soweit sie unbedingt notwendig sind . Gerade
daraus ersehen wir , daß unsere Vorfahren in der früher
etwas patriarchalischen Verwaltung eben verhältnis¬
mäßig nicht derartig große außerordentliche Aufwendun¬
gen zu machen hatten , wie wir es heute infolge der
großen Umwälzung in Verkehr und Lebensauffassung tun
müssen . Und deshalb glaube ich , ist gerade ein Abgehen
von dieser Politik bei Ausnahmefällen , und zwar von
Fall zu Fall , wobei wir uns über jeden Fall im Land¬
tage zu unterhalten haben, voll berechtigt und wohl an-
gebracht .

Daß der Herr Finanzminister demgegenüber eine ge¬
wisse Vorsicht walten läßt , mache ich ihm ebensowenig
zum Vorwurf , wie daß er eine direkte Einnahme nicht
in freigebiger Weise opfern will ; denn es ist klar , die
Verantwortung würde , wenn er selbst einen derartigen
Vorschlag machte und wenn er sich nicht stark dagegen
wehren würde , auf ihn fallen . Wenn aber die Verhält¬
nisse so weit ausgestaltet wären , und besonders das Hohe
Haus mit überwiegender Majorität bei einzelnen Fällen
eine derartige Neubeschaffung von Geldmitteln in Aus¬
sicht nehmen würde , würde Wohl auch der Herr Finanz¬
minister diesen geänderten Verhältnissen gerade im In¬
teresse einer Gleichmäßigkeit unserer Finanzen Rechnung
tragen . Denn es muß für unsere außerordentlichen Auf¬
wendungen eine gewisse Stabilität , soweit die laufenden
Ausgaben dabei in Betracht gezogen werden , vorhanden
sein. Man darf nicht herüber und hinüber schwanken
und nur auf etwaige Ueberschüsse angewiesen sein . Wenn
wir diese Stabilität einführen und eine gewisse Summe
durch laufende Ausgaben bestreiten, so können derartige
mmalige , auf lange Zeit oder nur periodisch wieder¬

kehrende Ausgaben durch Anleihen bestritten werden.
Gerade die Rheinregulierung ist ein derartiges Pro¬

jekt . Ich glaube , es nimmt keiner von uns an , daß wir
in absehbarer Zeit wieder eine derartige Ausgabe für
die Rheinregulierung machen müssen . Selbstverständlich
kann getrost von der Ausgabe der Betrag abgezogen wer¬
den , der regelmäßig aus Wirtschaftsmitteln für der¬
artige Aufwendungen, für die Verbesserungen unserer
Flusse , ausgegeben werden muß . Es muß gerade durch
die Anlehenspolitik in diesem besonderen Falle ein Aus¬
gleich für die verschiedenen Jahre geschaffen werden , da¬
mit mcht in einem Jahre große Summen und in anderen
niedere Summen dafür festgesetzt werden.

Was sie Anlehenspolitik der Städte betrifft , so stehen
wir aus dem Standpunkt , und zwar vorerst nur die Ver¬
waltungen der größeren Städte , daß es eben Ausgaben
gibt, die bisher von den Städten aus Anlehensmitteln
bestritten worden sind , welche aber wahrscheinlich in der
Zukuiist nicht mehr davon bestritten werden dürfen . Es
>st ganz richtig , wenn der Herr Finanzminister in dieser
Beziehung den Herrn Oberbürgermeister Adickes von
Frankfurt angeführt hat , namentlich bezüglich des Bauens
von Volksschulhäusern . Der Herr Oberbürgermeister
Adickes ist genau so durch die Entwicklung der Stadt
Frankfurt zu diesem Standpunkt gelangt , auf den die
Stadtverwaltungen unserer größeren Städte gelangen
werden infolge der Entwicklung dieser Städte . Genau
wie das für Karlsruhe durch den Herrn Kollegen Or .
Bruz ausgeführt worden ist, so ist es auch in Mannheim
der Fall ; auch dort macht sich diese Ansicht geltend . Nur
mochte ich hier wünschen — und das ist um so notwen¬
diger;, als nicht bloß d

^h Herr Finanzminister , sondern

auch der Herr Staatsminister Einwendungen gegen eine
derartige Anlehenspolitik gemacht hatten — , es möge
nur ja nicht die Staatsverwaltung hier durch Verord¬
nungen einschreiten gegenüber den Verwaltungen unserer
größeren Städte , und nicht durch ihre Verfügungen die
finanziellen Verhältnisse der Städte durcheinander brin¬
gen. Die Stadtverwaltungen müssen allein den richtigen
Zeitpunkt finden, wo sie langsam in diese neuen Ver¬
hältnisse hinüber gleiten. Es wird sich ermöglichen, daß
die Stadtverwaltungen bei guten Rechnungsabschlüssen
ihren Schulhausbaufond dotieren , wie es auch in
Frankfurt der Fall gewesen ist , denn der Herr Ober¬
bürgermeister Adickes ist auch erst nach und nach zu dieser
Einsicht gelangt . Ich bin fest überzeugt , bis Mannheim
und Karlsruhe die Einwohnerzahl und die Bedeutung
erlangt haben , wie sie Frankfurt hatte , als es diese neue
Politik einschlug ; sind wir schon längst zu dieser Finanz¬
politik gelangt . Ich möchte daher der Hohen Regierung
zurufen : „ O rühret , rühret nicht daran !"

Aber die Stadtverwaltungen haben auch ein gewisses
Recht , derartige Bauten aus Anlehensmitteln zu bestrei¬
ten , ohne sich dem Vorwurf einer Schuldenwirtschaft aus¬
zusetzen. Denn ich will Ihnen nur anführen , die Stadt
Mannheim hat an Schuldzinsen zu zahlen 2 068 000 M .
für Tilgung 752 000 M „ macht zusammen 2 820 000
Mark , während die direkte Umlage 4 150 OM M . bringt .
Also 68 Proz . der direkten Umlage wird für Schuld¬
zinsen und Tilgung in Anspruch genommen . Das ist ,
oberflächlich betrachtet , allerdings kein erfreuliches Bild ;
erfreulich wird es erst für den , der die gesamten Ver¬
hältnisse dieser Städte dabei berücksichtigt . Me städti¬
schen Betriebe liefern nämlich aus ihren Brutto -Ueber-
schüfsen für Schuldzinsen, Tilgung und als Reingewinn
rund den gleichen Betrag Von 2 820 OM M . an die
Stadtkasse ab , so daß die rein werbenden Anlagen die
Schuldzinsen und Tilgung für sämtliche unrentablen An¬
lagen auch für die Volksschulhäuser mit aufbringen (Hört ,
hört !) .

Sie sehen , daß eine derartige Politik ganz sicher keine
Schuldenpolitik ist. Wenn ich aber noch anführe , daß in
Mannheim die 6 städtischen rein rentablen Betriebe außer¬
dem für das Jahr 1906 eine Zurücklegung in den Er¬
neuerungsfond im Betrag von 1136 OM M . ermöglichen,
während das Anlagekapital 26 Millionen beträgt , also
etwa 4 Proz . dieses Anlagekapitals , so haben wir den
künftigen Generationen in genügender Weife Rechnung
getragen . Wenn wir mit einem Schlag Volksschulhäuser
aus Wirtschaftsmitteln bauen sollten , so könnten wir es
auch ; wir brauchten nur die Abschreibungen auf den Wert
der natürlichen Abnutzung herabzusetzen und hätten noch
mehr Geld , als notwendig wäre . Alle die gesamten Ver¬
hältnisse müssen betrachtet werden, und dann kann der
Stadtverwaltung kein Vorwurf für ihre Politik , gemacht
werden. Aber außerdem müssen die größeren Städte
für nicht unbedingt den Gemeinden obliegende Aufgaben
ungeheure Summen aufbringen , z . B . für die Volksschule,
die im gewissen Sinne , und zwar hauptsächlich eine
Staatsausgabe ist , und für die Polizei . Für die Volks¬
schule , abzüglich des Nutzungswertes für Gebäude , gibt
Mannheim nach dem Voranschlag für 1906 1690000
Mark aus laufenden Mitteln aus , und für die Polizei
233 OM M.

Durch die großen Aufgaben, welche die Städte aus An¬
leihemitteln ausführen , wachsen auch die Einnahmen des
Staates . Die Steigerung der Einkünfte aus der Ver¬
kehrssteuer ist zum großen Teil auf die Straßenherstel¬
lung und auf die Kanalisationsarbeit , welche die Städte
ausführen , zurückzuführen , und in fast noch höherem
Maße wächst durch diese ungeheuere Summen verschlin-
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gende Aufwendungen der Gemeinden der Wert des To -
mänenärars . Ich möchte deshalb auch hier betonen, daß
es wirklich , und zwar in ganz einwandsfreier Weise, ein
kaufmännisches Geschäftsgebaren genannt werden kann,
wenn die Großh . Domänendirektion den Gemeinden weit
entgegenkäme, sobald letztere zur Erfüllung ihrer fegen¬
spendenden Ausgaben domänenärarisches Gelände be¬

nötigen . Dieses Entgegenkommen wäre aber auch sehr
angebracht, wenn Gemeinden Vorortbahnen ausbauen
wollen.

Das wäre es , was ich über diese Städtepolitik zu sagen
hätte . Der Herr Kollege Görlacher hat auch bezüglich
der Arbeitsvergebungen an Handwerker einiges ange¬
führt . Es wäre für mich als Handwerker sehr verlockend ,
mich hierauf einzulafsen; aber ich glaube , es ist besser,
wenn ich die Besprechung unserer Interpellation dazu
benütze , mich über diese Frage zu äußern . Zum Schluß
möchte ich nur noch einiges bezüglich der Bezirksbau¬
kontrolleure aussühren . Diese stehen ja eigentlich nicht
hier in dem Budget des Finanzministeriums , sondern
in dem Budget des Ministeriums des Innern , da sie ihre
Gehälter zeitweise in Form von Gebühren durch die
Stadtverwaltungen ausgezahlt bekommen . Ich möchte
aber hier den Wunsch ausdrücken, daß doch darauf hin¬
gewirkt werden möge, daß gerade diese Beamten im Ver¬
kehr mit dem Publikum , im Verkehr mit denjenigen,
welche sich bei ihnen Rat holen wollen, ein etwas größe¬
res Entgegenkommen beweisen , daß sie vor allem nicht
immer in erster Linie den selbstherrlichen Beamtenstand¬
punkt herauskehren . Nach meiner Auffassung sollte ein
Baukontrolleur der Vertrauensmann , der Ratgeber des
Bauherrn sein ; aber ich habe vielfach gefunden , daß er
ein gefürchteter Beamter ist , daß man Angst hat , zu ihm
zu gehen , und daß man sich oft anschnurren und an¬
schnauzen läßt , weil man befürchtet , man könnte noch
mehr Schikanen ausgesetzt sein , wenn man sich dagegen
wehrt . Ich glaube , daß das hier einmal angeführt wer¬
den sollte , damit darauf hingewiesen wird , daß hier eine
Besserung eintrete ; ich will selbstverständlich weder Na¬
men noch Orte nennen (Zuruf des Abg . Obkircher :
Jedenfalls nur ein vereinzelter Fall !) . Ich sage, es
kommt vor.

Tann wäre es vielleicht mich gut , wenn gerade in dieser
Organisation - - das ginge ja das Hochbauamt an —
vielleicht mit der Zeit insoweit eine Aenderung getroffen
werden könnte; daß als höhere Instanz über diese Bau -
kontrolleure ein akademisch gebildeter Bausachverstän¬
diger gestellt würde .

Präsident Or . Wilckens (unterbrechend) : Wir kam - '

men aber jetzt in ein Thema hinein , das mit dem, Finanz¬
ministerium nicht mehr zusammenhängt . Ich muß den
Herrn Redner bitten , daß er diese Dinge beim Ministe¬
rium des Innern vorbringt .

Abg . Vogel (fortfahrend ) : Ich schließe damit . Ich
habe das ausgesprochen, was ich sagen wollte.

Abg Fehrcnbach ( Zcoir -) : Nur brr Umstand , laß
che Dr-bultr vcn Charakter einer allgemeinen , einer großen
Finanzdebatte anger ommeu — wiever angenommen hat,
hat mich veranlaßt , mich zum Worte zu melden ; ich
werde mich aber aus einige wenige Ausführungen be¬
schränken und bestrebt sein , dieselben tunlichst kurz zu
halten.

Der Herr Kollege Neuhaus hat die Staatslotterie em¬
pfohlen . Diese Anregung ist beim Herrn Kollegen Kolb
aus eine Art von Entrüstung gestoßen und bei dem Herrn
Ftnaiizminifter kann sie , vorläufig einmal, eine wämere
Ausnahme nicht finden . Das letztere begreife ich — das

erstere nicht. Es ist ja richtig, daß wir die Staatslotterie
nie hatten . Aber diesen puritanischen Grundsatz haben !
wir damals aufgegeben, wo wir zum erstenmal die Lotterie
für die Restaurierung des Freiburger Münsters im Lande
Baden eingeführt haben. Wir wissen, wie wohltätig jene
Lotterie zur Restaurierung des Freiburger Münsters war
und noch ist ; wir wissen, daß wir ihrer noch weiter be¬
dürfen ; und wir wissen auch aus verschiedenen Ausfüh¬
rungen , daß wir außerdem auch noch weitere Lotterien
zur Herstellung kostbarer Baudenkmäler bedürfen werden.
Auf der anderen Seite wissen wir aber auch , daß gerade
unser ablehnender Standpunkt gegenüber seinen Staats-
lotterten uns für die Zulassung dieser unserer Lotterie in
Preußen außerordentliche Schwierigkeiten bereitet hat . Es ,
ist bei der Freiburger Münsterbaulotterie im Anfang nur -
mit großer Mühe gelungen , uns Preußen zu öffnen ; es
hat aber in der Mitte dieser Bewilligung seine Tore mehr
und mehr geschloffen und uns nur die Rheinlande . Berlin
und die Provinz Brandenburg gelassen; jetzt stehen wir
der Tatsache gegenüber , daß ganz Preußen dieser unserer
Lotterie verschlossen ist . Daß das eine unangenehme Lage
ist . das dürste einleuchtend sein.

Zum Andern aber hat der Herr Kollege Neuhaus den
Gesichtspunkt der Staatslotterie gerade mit dem begrün- .
det, daß bei uns doch gespielt wird , daß bei uns aber in ;
ganz unsoliden wird , und unzweckmäßigenLotterien gespielt
daß gerade von Arbeitern oft der Spargroschen , mit dem j
sie einen großen Gewinn zu machen hoffen, in ganz un- '

soliden Papieren angelegt wird . Wenn das richtig ist
— und ich glaube , man kann das nicht bestreiten — j
dann nützt es nichts, gegen den Spielteufel loszuziehen,

'

sondern dann ist es zweckmäßig , ein Spielen in soliden .
Anlagen, in soliden Lotterien , in Staatslvtterien zu s
ermöglichen. Das der eine Gesichtspunkt!

Und der andere Gesichtspunkt ist der : Demnächst sind s
wir mit den Lotterien beschränkt nur auf unser Land
Baden- Wird es nun zweckmäßig , wird es geboten sein , ?
diesen Zustand ständig aufrecht zu erhalten ? Hessen '
konnte seine Selbständigkeit nicht wahren ; es hat sich der
Preußisch-Thüringischen Gemeinschaft angeschlossen und
zieht nun feinen schönen Gewinn daraus . Glauben Sie
denn, daß diese Lose der Preußischen Staatslotterie bei i
uns in Baden nicht auch gespielt werden? Und soll das ^
so sündhaft sein, daß wir nicht auch versuchen sollen, aus
der Beteiligung unserer Landeskinder an der Lotterie
einen Gewinn für uns herauszufchlagen? Ich kann nicht
so puritanisch sein, darin etwas so schreckliches zu sehen .
Das gebe ich zu : wenn wir sonst Mittel im Ueberfluß
hätten , wäre es ganz unnötig , nach solchen Steuerquellen
zu fahnden ; aber das wissen wir nun doch, daß unsere
Mittel sehr beschränkt sind , daß wir also nach Steuer¬
quellen sucken müssen. Und wenn uns da eine Steuer- ;
quelle genannt wird , die irgend eine Beeinträchtigung !
des Volkswohles nicht mit sich führt , die uns aber viel¬
leicht eine Einnahme von 800 000 M . einbringen könnte , >
so ist der Gedanke doch nicht so a liuuns von der Hand
zu weisen (Sehr richtig !). ^

Der Herr Kollege Vogel hat dann vorhin von der
Erhaltung des Koalitions- und Versammlungsrechtes auch .
unserer Beamten gesprochen . Das betrachte ich als selbst- ,
verständliche Meinung des ganzen hohen Hauses , daß ;
daran auch keine Partei rütteln wolle . Es ist das Recht ,
der Beamten, sich zwecks Erreichung der Besserung ihrer
Verhältnisse zu vereinigen und zu diesem Zwecke auch
Versammlungen abzuhalten . Auf der andern Seite steht
aber auch die Wahrheit ebenso fest : daß es immerhin
Beamte sind , die sich vereinigen und versammeln ; daß
sie auch in diesen Versammlungen , wie überhaupt in
ihren Bestrebungen zwecks Besserung ihrer Verhältnisse
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sich immer ihres Beamtencharakters bewußt bleiben müssen;
und daß sie keine Sprache gegen Vorgesetzte reden dürfen,
die als eine ordnungswidrige , als eine disziplinlose be¬
zeichnet werden müßte. Wenn das der Fall ist — das
Interesse haben doch wohl alle Parteien des Hauses , daß
die Disziplin und die Ordnung auch im Beamtenkörper
erhalten bleibt — und wenn nach Zeitungsberichten die
Regierung eine ungeeignete Aeußerung , ein disziplin¬
widriges Verhalten in diesen Versammlungen durch die
Beamten wahrnehmen zu können glaubt , dann kann man
keinen Einwand erheben , wenn sie die betreffenden Be¬
amten zu einer genauen Wiedergabe ihrer Äußerungen
veranlaßt . Wenn aber trotz der Unmöglichkeit , diese
Aeußerungen zu beanstanden, die Regierung gegen die
Beamten Vorgehen wollte , dagegen würden wir auch sein,
und dann würde in diesem hohen Hause das Entsprechende
schon gesagt werden. Nach dem bisherigen Verhalten der
Regierung jedoch kann ich eine Befürchtung in dieser Be¬
ziehung nicht hegen.

Das Eine aber möchte ich im Interesse der Beamten
sagen : daß es schon gut wäre , wenn sie sich auch in
ihren Versammlungen der Tragweite ihrer Aeußerungen
und der Tragweite ihrer Zustimmung zu Aeußerungen
anderer bewußt bleiben. Wenn wir z . B . eine starke
Regierung n In Bismarck hätten , dann wüßte ich nicht ,
was die Regierung mit der Lehrervorlage machen würde
(Rufe : Aha !) . Bitte sehr , nach der , wie mir scheint durch¬
aus unangezeigten Aeußerung eines Redners : „Entweder
alles oder gar nichts !

" . . . . (Zurufe : Das hat kein
Mensch gesagt ! Das ist die verlogene Berichterstattung
des „ Beobachters !

")

Präsident vr . Wilckeus : Ich bitte , den Herrn Redner
nicht zu unterbrechen .

Abg . Fehlenbach (fortfahrend) : So habe ich es auch
in anderen Blättern gelesen, ich muß von der Unter¬
stellung ausgehen , daß das richtig ist. Wenn aber die
Herren mit Ihrem Aha mich wieder auf Lehrerfeindlichkeit
haben sestnageln wollen — der Herr Kollege Pseiffle be¬
stätigt das durch Nicken mit dem Kopf — so wäre das
wieder durchaus falsch und würde eine unehrliche Kampfes¬
weise bedeuten. Wie wir zur Schulvorlage stehen , das
wixd sich im Laufe der nächsten Wochen ergeben, und ich
nehme an , daß Sie wie auch die Lehrer im Lande damit
in allen Punkten zufrieden sein können . Wenn aber das
der Fall ist, werden auch die Herren Lehrer nichts da¬
gegen haben, wenn ich auch an dieser Stelle nach dem ,
was ich in den Zeitungen gelesen habe, auf das un¬
geeignete Verhalten bei der öffentlichen Versammlung
glaubte aufmerksam machen zu dürfen.

Ich komme dann noch mit einem Wort auf die Sreit -
frage der Anlehenspolitik der Städte bezw . des Staates .
Die Anlehenspolitik der Städte wurde von verschiedenen
Rednern des hohen Hauses gepriesen mit Rücksicht auf
die hohe Blüte, die infolge derselben unsere Städte erreicht
hätten . Das ist nicht der ausschlaggebende Gesichtspunkt
der gegenwärtigen Blüte . Zur Zeit da man von den
Schulden lebt , lebt man immer flott ; die Frage ist nur
die , wie man nachher lebt , wenn man die Schulden zahlen
muß. Also mit der jetzigen Blüte der Städte wäre
die Richtigkeit des Standspunktes für alle Zukunft
noch nicht festgelegt. Ich sage das nur deshalb ,
um darzutun , daß das der ausschlaggebende Gesichts¬
punkt nicht ist , dieser liegt anderswo . Es ist aber
richtig , daß die Anlehenspolitik der Städte nicht bloß im
Lande Baden besteht , sondern durch das ganze deutsche
Reich , und es ist ebenso richtig , daß der andere finanz¬
politische Standpunkt , den unser badischer Staat einnimmt ,
auch von anderen Staaten eingenommen wird , von

andern noch in schärferer Durchführung . Wir z. B .
decken unsere außerordentlichen Ausgaben mit den zu
erwartenden Ueberschüfsen : Bayern deckt sie aber mit
den aus dem letzten Budget schon nachgewiesenen Einnahme -
Überschüssen. Also wird doch sofort die Frage entstehen:
Wenn das Bild das gleiche ist bezüglich der Städte und
der Staaten , so muß das doch wohl auf einer inneren Be¬
rechtigung beruhen, die' in der prinzipiellen Verschiedenheit
der Finanzpolitik der Städte und des Staates begründet
sein muß . umsomehr als ja die Finanzpolitik der Städte
unter der Oberaufsicht des Staates geführt wird und bis¬
her zu irgendwelchen Beanstandungen im Einzelnen keinen
Anlaß gegeben hat. Es hat auch der Herr Finanzminister
heute gesagt , daß er , wenn seine Aeußerungen als eine
Kritik der Anlehenspolitik der Städte aufgefaßt worden
sind, mißverstanden worden sei. Er hat gesagt , daß er
die Anlehenspolitik der Städte nicht grundsätzlich bekämpfe ,
sondern als notwendig anerkenne . Also scheint er auf
dem Standpunkt der Billigung unserer städtischen An¬
lehenspolitik zu stehen . In der Beziehung sage ich nun ,
was Herr Kollege Binz auch gesagt hat : Man kann den
Grundsatz der Anlehenspolitik nicht über einen Leisten
schlagen . Sie ist für kleinere Gemeinden anders als für
mittlere und große Gemeinden , und sie ist für Gemein¬
den wieder anders als für den Staat .

Die Ausführung meines Kollegen Neuhaus ist offen¬
bar mißverständlich aufgefaßt worden. Er hatte nicht die
Absicht , die Städtepolitik als solche anzugreifen , sondern
er hatte nur die Absicht , die Uebertragung der Städte¬
politik, die er , nachdem sie in der Ersten Kammer durch
die Oberbürgermeister vertreten wurde, kurzweg als Ober¬
bürgermeisterpolitikbezeichnet hat, auf die staatliche Finanz¬
politik zurückzuweisen , und .in dem Punkte bin ich mit
ihm durchaus einverstanden. Daß wir in unserer Städte¬
politik alle werbenden Ausgaben durch Kapitalaufnahmen
decken dürfen , darüber besteht kein Zweifel. Dazu ge¬
hören alle Liegenschaftserwerbe , alle Anlagen für Wasser ,
Kanalisation , Gas , Elektrizität, Straßenbahnen, auch , bei
entsprechender Begräbnistaxe , Friedtzofsanlagen , alles, was
auf dem gewerblichen Gebiete spielt, was die Verzinsung
und Amortisation trägt und außerdem noch einen Ueber-
schuß an die Stadtkasse abliefert . Darüber kann kein
Zweifel bestehen . Unter diese Anlagen fallen bei den
Städten auch alle diejenigen, die für eine ganze Amorti¬
sationszeit ausreichen , die nicht bloß der jetzigen Generation
sondern auch der künftigen zugute kommen, das sind Aus¬
gaben für Rathausbau , Theater , Altertumssammlung,
auch für gewisse Schulen , Gewerbeschulen, Realschulen usw.
Es ist wirklich nicht einzusehen , warum diese Ausgaben
nur von uns und nicht auch von den Nachkommen, denen
sie speziell zugute kommen , getragen werden sollen .

Ich muß hier eine Einschränkung machen: Etwas
anderes wäre es, wenn bei einer Anlage die Verhältnisse
nicht bis zu einem gewissen Grad für die Zukunft als
abgeschlossen betrachtet werden können . Aber man kann
doch sagen, wenn die obengenannten Anlagen errichtet sind,
dann ist nach unserem Ermessen für die nächsten 50 Jahre
ein gewisser Abschluß der städtischen Veranstaltungen er¬
reicht , es wiederholen sich diese großen Ausgaben für
ähnliche Zwecke bei den Städten nicht.

Falsch dagegen ist es nach meiner Ansicht , wenn man
z. B . die Ausgaben für Wegherstellung , Straßen¬
pflasterung, Trottoirherstellung usw . , wenn man das , was
sich von Jahr zu Jahr in den Städten wiederholt , auf
Anlehen nehmen würde . Das kritische, inbezug auf die
Volksschulhäuser hat der Herr Kollege Binz schon hervor¬
gehoben. Da , wo man sieht , daß alle fünf oder zehn
Jahre ein neues Schulhaus zu erbauen ist , da müßte
wenigstens mit verkürzter Amortisationsfrist gebaut werden .
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Ich habe aber für unsere städtische Politik , auch wenn sie
die Volksfchulbauten einfach in die große Klasse der An¬

lehensausgaben wirft , keine Bange , solange unsere Städte

noch Reserven anfammeln , solange die an die Stadtkasse
abzuliefernden Reinüberschüsse aus den gewerblichen Unter¬

nehmungen einen Betrag erreichen , der dem der Zins -

und Amortisationsquoten mindestens gleichkommt .

Der Herr Minister hat eine Aeußerung unseres Frei¬

burger Oberbürgermeisters angeführt — ich habe natür¬

lich als Freiburger speziell Anlaß darauf zurückzukommen
— die den Anschein erwecken könnte , als hätten wir in

Freiburg eine ganz andere Anlehenspolitik vertreten . Ich
muß nun sagen , daß ich aus diesen Aeußerungen diesen

Inhalt nicht herauslefen konnte . Wenigstens die Tatsache steht

fest : die Finanzpolitik in Freiburg wird in der Praxis
nicht gehandhabt , wie der Herr Finanzminister glaubte
aus den Worten des Herrn Oberbürgermeisters heraus¬
lesen zu dürfen . Davon ist gar keine Rede , daß bei uns

fortgesetzt neue Einnahmen auf Anlehen übernommen
werden . Die Politik , welche bei uns verfolgt wird , halte
ich für eine gesunde , und ich meine , daß sie in der Zu¬

kunft aufrecht erhalten werden darf und soll . Ich habe
die Ueberzeugung , daß die Einnahmen aus unseren ge¬
werblichen Unternehmungen sich noch mehr steigern werden .

Wenn ich inbezug auf die Städte auf diesem Stand¬

punkt stehe , so sage ich aber , es wäre verkehrt , diesen

Standpunkt einfach auf den Staat zu übertragen . Daß

gewerbliche Anlagen , das hat auch der Herr Minister so

ausgeführt , auch auf Anlehen genommen werden dürfen ,
wird keinem Zweifel unterliegen . Wir haben aber außer
den Eisenbahnen bisher im Staat keine oder nur wenige .
Man wird dazu kommen müssen , auch im Staate mehr

gewerbliche Unternehmungen zu errichten , die sich rentieren
und verzinsen ; daß wir dann diese auch auf Anlehen
übernehmen , das wird keinexlei Bedenken unterliegen .
Ob man dazu die Rheinregulierung ohne Schiffahrts¬
abgaben rechnen kann , das ist allerdings eine andere

Frage . Aber wenn man z . B . die enormen Kräfte , die

in unseren öffentlichen Gewässern ruhen , für die

Allgemeinheit nutzbar machte durch Anlage von

elektrischen Kraftwerken , ein Unternehmen , das zu
größtem Vorteil des Landes gereichen und sich gewiß
rentieren würde , so würde ich keinen Augenblick anstehen ,
das für ein Unternehmen zu betrachten , das auf Anlehen

genommen werden kann . Etwas anders ist es mit den

von einzelnen der Herren Vorredner angeführten Beispielen .
Es ist ja wohl anzunehmen , daß wir mit Errichtung der

geplanten Lehrerseminarien für eine gewiffeZeit abgeschlossen
haben werden . Es ist auch zu hoffen , daß wir dem Be¬

dürfnis nach Irrenanstalten durch Erstellung zweier neuer

Anstalten für eine gewisse Zeit genügen werden . Aber
darin hat der Herr Minister ganz zweifellos Recht : es

geht nicht an , die einzelnen Bauten für sich losgelöst von
anderen Bedürfnissen zu betrachten . Wenn Sie jetzt die

Lehrerseminarien gebaut haben , dann kommen eben im

nächsten oder übernächsten Budget eine Anzahl von Gym¬
nasien , Realgymnasien , Oberrealschulen , Realschulen oder
anderen Bildungsstätten in anderen Städten an die Reihe ,
und wenn wir jetzt mit unseren Irrenanstalten fertig sind ,
dann kommen vielleicht die Hochschulen mit neuen An¬

forderungen und neuen Bedürfnissen . Wir stehen in einer

großen sozialen Entwicklung unserer Wohlfahrtsfürforge ;
was aber im Lause der nächsten Jahrzehnte noch kommt ,
können wir nicht wissen . Es werden große Anforderungen
an den Staat gestellt werden , und dafür müssen wir auch
Mittel parat haben , die wir heute für die Irrenanstalten
und die Lehrerseminarien verwenden . Also beim Staate

ist es etwas ganz anderes , und ich meinerseits muß sagen ,
daß ich die bisherige Anlehenspolitik unseres badischen

Staates für die richtige halte , und daß ich es bedauern ^
würde , Laß ich es verhängnisvoll halten würde , wenn man »

diesen Weg verließe . ^
Ich würde das für um so verhängnisvoller halten unter ?

den gegenwärtigen Umständen . Wir nehmen ja die großen ^
Mittel , die 200 Millionen , die wir für für Erweiterung ^
der Gleisbauten unserer Bahnen und für den entsprechen - I
den Ausbau unserer Bahnhöfe nötig haben , auf Anlehen , j
Und daß diese vielen Millionen eine entsprechende Ver - j
mehrung des Verkehrs , eine entsprechende Vergrößerung der l

Renten nicht herbeiführen , das unterliegt doch keinem r

Zweifel . Zu den Aufwendungen stehen jedenfalls die ( - !

Mehreinnahmen in keinem Verhältnis . Wenn wir nun j
mit der Tatsache zu rechnen haben , daß schon jetzt unsere ^
Eisenbahnrenten zur Verzinsung und Amortisation nicht .
reichen , und wenn wir befürchten müssen , daß dieses Ver - i >

hältnis in Zukunft sich noch verschlechtern , zum mindesten j
'

aber nicht verbessern wird — und mit dieser Möglichkeit !

müssen wir doch auf Grund historischer Erfahrungen rech¬
nen — dann , meine ich , sind wir doch als gute Haus¬
halter verpflichtet , sorgfältig die Augen offen zu halten .
Ja , wenn es so wäre , wie bei den gewerblichen Unter¬

nehmungen der Städte , die mit einem kolossalen Rein -

überschusse arbeiten können , dann wäre eine Anlehens¬
wirtschaft am Platze . Aber für uns wäre das nach meiner

Ansicht geradezu ein gefährlicher Weg , den wir unter ! ,
keinen Umständen befchreiten können ; denn den Stolz /

müssen wir auch haben , daß wir die Verhältnisse des

Staates unseren Nachkommen nicht in einem schlechteren u

Zustand übergeben wollen , als wir sie übernommen haben ! j !

(Bravo im Zentrum .)

Weiterhin hat nun der Herr Finanzminister , dem >

ich in allen seinen fachlichen Ausführungen beipflichte ,
bewegliche Worte an die Herren von der national - i

iberalen Partei gerichtet . Er hat die Auffassung
der verschiedenen Parteien des Hohen Hauses dieser

Anlehenspolitik gegenüber beleuchtet , und er hat gerade
die nationalliberale Partei aus zutreffenden Gründen ge-

beten , von ihrer bisherigen Haltung nicht abzugehen . Ich

begreife das , denn es sind einzelne Erscheinungen zutage

getreten , welche diesen lebhaften Apell des Herrn Mini¬

sters rechtfertigen . Es ist mir aber auffallend , warum der

Herr Minister bei seiner Betrachtungsweise über die Stel¬

lung der Parteien zu dieser Finanzpolitik die größte und

damit wichtigste Partei des Hauses einer weiteren Wür¬

digung nicht unterzogen hat . Ich weiß nicht , warum das

geschehen ist . Glaubt er sich der Zuverlässigkeit der

Zentrumspartei in diesen Wirtschaftsfragen so sicher , daß
es überhaupt gar nicht nötig falle , irgend ein Wort zu

sagen ? Wenn dem so ist , dann bin ich der unmaßgeb -
'

lichen Meinung , daß es sich auch geziemt hätte und durch¬

aus am Platze gewesen wäre , wenn er auch die Haltung
der Zentrumspartei , der größten Partei dieses Hauses ,
in seine Erörterungen hineingezogen hätte - Wenn sein

Uebersehen in diesem Punkte die Bedeutung hat , daß es

ihm gleichgültig ist , wie die Zentrumspartei sich stellt , so
würde das eine Befangenheit in parteipolitischen An -

schaungen und eine staatsmännische Ungeeignetheit be¬

deuten , die ich nur bedauern könnte (Bravo im Zentrum ) .

Dagegen erhebe ich jedenfalls Widerspruch , wenn der

Herr Finanzminister gesagt hat , es sei in diesem Hause
keine Partei , die sich mitverantwortlich fühle für den

Gang der Geschäfte . Ich nehme an , daß auch noch
andere Parteien in diesem Hohen Hause Anlaß nehmen
werden , diese Äußerung zurückzuweisen , wobei ich natür¬

lich das Maß der Berechtigung diesen Parteien überlassen

muß . Aber Namens meiner Partei weise ich diese Be¬

hauptung des Herrn Finanzministers als durchaus un¬

richtig zurück . Sie steht im Widerspruch mit den be -



stimmten Erklärungen, die wir auch in den bewegten
Zeiten des Wahlkampfes abgegeben haben. Der Herr
Finanzminister hat es in den Zeitungen lesen können ;
unsere Ausführungen sind zwar von der gegnerischen
Presse entstellt wiedergegeben worden. Aber er hat dar¬
aus ganz genau ersehen können , wie wir uns stellen :
daß wir uns der Verantwortung für die Fortführung
der Geschäfte und für eine gesunde Finanzpolitik auch in
den Zeiten der erregten Wahlpolitik bewußt geblieben
find - Ich und meine Freunde haben dort wiederholt er¬
klärt, daß nach unserer Auffassung angesichts der Aus¬
führungen des Herrn Finanzministers Buchenberger im
vorletzten Landtage, des Herrn Finanzministers Becker im
letzten Landtag , angesichts der Tatsache , daß in diesem
Landtag erst die Vermögenssteuer zur Verbescheidung
kommen soll, in diesem Landtag von der Vornahme eines
Gehaltsrevifion leider wohl keine Rede sein wird . Trotz¬
dem uns das so verdreht worden ist , haben wir das in
der bestimmtesten Weise erklärt. Des weiteren habe ich
und haben meine Freunde allerdings auch gesagt , daß
wir von diesem Landtag eine Ausbesserung der Lehrer¬
gehälter und eine Verbesserung der Lohntarife der staat¬
lichen Arbeiter, insbesondere der Eisenbahnarbeiter er¬
warten, und in diesen beiden Punkten hat die Regierung
das Bedürfnis durch entsprechende Vorlagen , in dem
letzteren erst durch die heutige Vorlage anerkannt . Ich
denke also , daß wir da auf Wegen gegangen sind , die
sich nicht mit wahltaktischen Rücksichten zusammenwerfen
lassen, sondern die dem eignen Verhalten der Regierung
entsprechend durchaus als gute und im Interesse des
ganzen Staates gelegene zu bezeichnen sind.

Ich kann nur wiederholen : ob die Regierung daran
eine besondere Freude hat oder nicht , ob sie der Mühe
es wert findet, unsere Stellung , unsere klare und glatte
und gesunde Stellung in diesen Fragen anzuerkennen
oder nicht, wir werden uns nach wie vor auch darin nur
von sachlichen Gesichtspunkten leiten lassen hier im Haus
uud aber auch beim Wahlkampfe (Bravo im Zentrum !) .

Präsident des Ministeriums der Finanzen Geh. Rat
Becker : Der Herr Abg . Fehrenbach hat es lebhaft
beklagt , daß ich bei meinem Appell um Unterstützung der
Regierung in den Fragen der Finanzpolitik und der
Anlehenspolitik insbesondere mich speziell an die national¬
liberale Partei gewendet habe und daß ich dabei der
Haltung des Zentrums in allen diesen Fragen , das im
wesentlichen vollständig auf dem Standpunkt der Regie¬
rung steht, nicht gedacht hätte . Wenn der Herr Abg .
Fehrenbach darin ein ungebührliches Uebersehen , Ver¬
nachlässigung der Zentrumspartei zu erblicken glaubt, so
befindet er sich in einer durchaus falschen Auffassung.
Ich darf erinnern an das , was ich in der Generaldebatte
gesagt habe . Ich habe dort hervorgehoben, wie sehr es
der Regierung in der Vergangenheit von Wert gewesen
sei, daß sämtliche Parteien dieses Hauses in den Fragen
der Finanzpolitik sich zu gemeinsamer Arbeit mit der
Regierung zusammengefunden hätten , und ich habe dort
betont, wie außerordentlich wünschenswert es wäre, wenn
an diesem Zustand eine Veränderung nicht eintreten
würde. Auch zu den Zeiten , als die Zentrumspartei
hier nur schwach vertreten war , hat sie sich trotz ihrer
oppositionellen Haltung in anderen Fragen der Landes¬
politik niemals bestimmen lassen, auch in den Fragen der
Finanzpolitik eine oppositionelle Haltung gegenüber der
Regierung einzunehmen. Die rein sachliche, von allen
politischen Nebenrücksichten freie Behandlung finanzieller
Fragen ist von der Regierung stets dankbar anerkannt
worden und sie weiß es zu würdigen , daß die Zentrums¬
partei auch in diesem Landtag , ihrer früheren Haltung
entsprechend, den Grundsätzen der Finanzpolitik treu

bleiben will, die früher maßgebend waren , und die die
Regierung auch in der Zukunft festzuhalten entschlossen
ist. Auf der rechten Seite des Hauses sind also Zweifel
in dieser Beziehung nicht hervorgetreten . Dagegen
machen sie sich geltend auf Seiten der Linken des Hauses .
Wenn ich nun in dieser Situation , wo es sich darum
handelt, ob in die ' bisher gemeinsame Politik des
ganzen Hauses eine Spaltung kommen soll , mich an
diejenige Partei wende , die andere Wege gehen
will , als sie bisher gegangen hat , und sie bitte,
sie möge sich diesen Schritt nochmals eingehend über¬
legen , so, glaube ich, kann die Partei , die den bisherigen
Weg , den sie seit Jahren verfolgt hat , fortsetzen will,
sich doch nicht beschweren, wenn ich dabei nicht auch
ihr gedacht und ihr gewissermaßen meinen Dank und
meine Anerkennung ausgesprochen habe, daß sie auch
fernerhin (Lachen bei den Demokraten und Sozial¬
demokraten ) die Regierung zu unterstützen bereit ist.
Daß ich auf diese Unterstützung großen Wert lege,
brauche ich nicht zu sagen . «Lachen bei den Demokraten
und Sozialdemokraten . ) Eine Vernachlässigung oder
gar eine Mißachtung gegenüber dem Zentrum lag mir
vollständig fern.

Am Schluß meiner Rede habe ich ausgeführt , daß
sich in unseren politischen und parlamentarischen Ver¬
hältnissen gegen früher sehr viel geändert habe, und
daß sich durch die zunehmende Spaltung in unseren
Parteien und namentlich durch das Aufkommen kleiner,aber umso rührigerer Fraktionen eine ganz veränderte
Taktik bei unseren Wahlen ergeben habe. Ich habe
hervorgehoben, daß , wenn keine Partei mehr eine sichere
und unanfechtbare Majorität in diesem Hause habe, die
Gefahr drohe, daß die Mitverantwortlichkeit des Land¬
tags , namentlich in den Fragen der Finanzpolitik , nicht
mehr zu so entschiedenem Ausdruck komme , als in der
Zeit , wo in dem Hause eine feste und bedeutende Mehr¬
heit bestand und die Fragen der Finanzpolitik dem
Streit der politischen Parteien entrückt waren . Daß
ich damit nun irgend einer Partei einen speziellen Vor¬
wurf habe machen wollen , daß sie keine Verantwortlich¬
keit mehr fühle für den Gang der Regierungsgeschäfteund für die Lage der Finanzpolitik , das lag mir voll¬
ständig fern.

Ich glaube, wenn Sie meine Ausführungen , die voll¬
ständig frei und unvorbereitet vorgetragen wurden , in
dem Sinne auslegen, in dem sie gemeint waren , in
dem loyalen Sinne , auf den Sie bei mir rechnen
dürfen, dann können Sie die Auffassung nicht festhalten,
daß ich der Zentrumspartei den Vorwurf des Mangels
an Verantwortlichkeitsgefühl für den Gang der Regie¬
rungsgeschäfte habe machen wollen . Ich kann jedenfalls
meinerseits versichern, daß mir eine derartige Absicht
vollständig fern lag.

Abg . Heimburger (Dem.) : Die Rede, die ich hal¬
ten wollte , ist durch die Ausführungen meines Partei¬
genossen Vogel ziemlich abgekürzt worden, so daß ich hoffe ,
Ihre Geduld in dieser vorgerückten Stunde nicht allzu
lange in Anspruch nehmen zu müssen .

Zunächst möchte ich mit einer persönlichen Bemerkung
beginnen, die an die Adresse des Herrn Kollegen Fehren¬
bach gerichtet ist. Er hat offenbar auf Grund eines Be¬
richtes , den er in dem führenden Blatt seiner Partei ge¬
lesen hat, dis Vorgänge in der Lehrerversammlung ge¬
streift. Er hat davon gesprochen, es habe dort ein Redner
die Parole ausgegeben: „Alles oder Nichts ! " und hat
mißbilligt, daß die Lehrer dieser angeblich ausgegebenen
Parole beigestimmt hätten . Nun , wenn er auch den
Wortlaut unserer Aeußerungen gelesen hätte , würde
er von selber schon gesehen haben, daß die Behauptung ,
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wie wir sie übrigens auch in andern Blättern gefunden
haben , durchaus unrichtig war . Sowohl Kollege Frühaus
als ich, auf die allein die Ausführungen gemünzt sein
können, haben erklärt : „Die jetzige Lehrervorlage halten
wir für unannehmbar , und lieber würden wir nichts an¬
nehmen, als das , was in der Regierungsvorlage steht .

"

Es ist aber ein himmelweiter Unterschied zwischen diesem
Standpunkt und „Alles oder Nichts"

. Ich nehme auch
gegenüber dieser Vorlage dieselbe Stellung ein , die ich
immer in diesem Hause eingenommen habe , wenn ähn¬
liche Vorlagen an uns gekommen sind : sie anzu¬
nehmen, wenn sie namhafte Verbesserungen enthält , sie
aber abzulehnen, wenn sie solche nicht enthält . In der
jetzigen Vorlage der Regierung kann ich keine wesentliche
Verbesserung der Lage unseres Lehrerstandes erblicken .
Ich sehe im Gegenteil eine außerordentliche Verschlechte¬
rung seiner Lage voraus , wenn diese Vorlage angenom¬
men wird , insbesondere durch den 8 52 , der die Gemein¬
den geradezu in Aufruhr gegen den Lehrerstand bringen
würde . Wenn ich deshalb sage : „Lieber gar nichts , als
diese Vorlage "

, so werde ich mich in Uebereinstimmung
mit der Mehrheit des Hauses befinden — ich glaube so¬
gar , daß auch auf der andern (Zentrums -) Seite des
Hauses meine Meinung geteilt wird , wenigstens sehe ich
einige von den Herren mit dem Kops nicken (Heiterkeit) .

Soviel zur Richtigstellung dieser Angelegenheit. In
den Streit zwischen der Zentrumspartei und dem Finanz¬
minister will ich mich nicht einmischen ; es ist ja wohl jetzt
das Mißverständnis aufgeklärt und, was ausgerenkt , wie¬
der eingerenkt worden ; wenn jetzt nur nicht auf der an¬
dern (nationalliberalen ) Seite des Hauses einiges aus¬
gerenkt worden ist ! (Heiterkeit.) Wir von unserer Seite
reflektieren nicht auf solche lobende Worte ; wir sind zu¬
frieden , wenn die Regierung eine Politik verfolgt , der
wir auch zustimmen können , und beanspruchen nicht , daß
wir dann anderen Parteien , die nicht auf demselben
Standpunkt stehen , als Musterknaben vorgehalten werden.

Ich habe mich nun auch zum Wort gemeldet, um eini¬
ges zur Finanzdebatte zu sagen , zur Frage der Anlehens¬
politik oder Oberbürgermeisterpolitik , wie sie Herr Kol¬
lege Neuhaus genannt hat . Es hat sich im Laufe der
heutigen Debatte gezeigt, daß eine Menge Mißverständ¬
nisse obgewaltet haben und eigentlich die Ansichten gar
nicht so weit auseinander gehen , wie man auf beiden Sei¬
ten gemeint hat (Sehr richtig !) . Der Herr Finanzmini¬
ster hat eine ganz andere Stellung gegenüber der An¬
lehenspolitik der Städte eingenommen, als man nach seiner
ersten Rede gemeint hat . Er bezeichnet dieses Miß¬
verständnis als unerklärlich. Es ist allerdings in gewisser
Weise unerklärlich , wie ein solches Mißverständnis so all¬
gemein eintreten kann, wie es durch die Rede des Herrn
Finanzministers hervorgerufen wurde . Ich glaube, es
findet vielleicht eine Erklärung in dem bekannten Satze,
daß es der Ton ist , der die Musik macht , und der Ton , in
dem der Herr Finanzminister über die Finanzpolitik der
Städte gesprochen hat , und der in dem Ausdruck „Ober¬
bürgermeisterpolitik " ein gewisses Echo gesunden hat,
mußte uns zu der Meinung bringen , daß er eine viel ab¬
lehnendere, verurteilendere Haltung gegenüber der Fi¬
nanzpolitik der Städte einnehme, als er uns nun darge¬
legt hat . Anderseits wird er auch aus den Ausführungen
meines Parteigenossen Vogel gesehen haben, daß auch die
„ radikalen " Parteien dieses Hauses, wie er sich ausgedrückt
hat , doch nicht eine Finanzpolitik verfolgen, wie er sie
ihnen zugeschrieben und hier bekämpft hat . Es fällt uns
gar nicht ein, zu verlangen , es sollten etwa alle Bauten
aus Anlehensmitteln errichtet werden. Auch wir stehen
durchaus auf dem Standpunkt , den der Herr Abg . Or .
Binz charakterisiert hat , daß nur in Ausnahmefällen,

wenn es sich wirklich nur um einmalige, nicht wieder¬
kehrende Ausgaben handelt , eine solche Politik (wenn es
die Lage der Finanzen verlangt ) eintreten könnte ; und
ich glaube , diese Politik ist gar nicht so schlimm , wie sie
der Herr Finanzminister darstellt. Er meint , man würde
durch eine Anlehenspolitik die Zukunft belasten. Unter
Umständen kann das ja richtig sein . Man kann aber
auch durch die entgegengesetzte Politik zu einer Belastung
der Zukunft kommen , und ich meine fast, daß wir uns
jetzt in einer solchen Periode befinden, wo wir eine solche
Belastung fühlen , die uns die Vergangenheit auferlegt
hat ; aber nicht deshalb , weil die Vergangenheit Anlehen
ausgenommen hat , sondern weil sie keine Anlehen aus¬
genommen hat/vielmehr das , was sie hätte aufbringen
sollen , uns zugeschoben hat (Zuruf : Sehr richtig , sehr
gut !) . Gerade der zweite Vorgänger des Herrn Finanz¬
ministers hat eine so strenge Finanzpolitik verfolgt und
hat es durch solche Zurückhaltung im außerordentlichen
Etat dahin gebracht , daß , weil eine Reihe von Jahren die
unverschieblichen Aufgaben zurückgestellt wurden , die An¬
forderungen an den außerordentlichen Etat jetzt so große
geworden sind , daß wir kaum damit zustande kommen
können . Wir haben eine Menge Gebäude auf einmal er¬
richten müssen , die schon früher hätten errichtet werden
sollen . Wir sind durch diese Sparpolitik auf manchen Ge¬
bieten so zurückgeblieben , daß jetzt Ausgaben an uns her¬
antreten , um die wir nicht mehr herumkommen können .
Ta . muß ich besonders auf den Punkt Hinweisen , den auch
Herr Kollege Binz hervorgehoben hat , auf die Lehrer¬
seminare . Ja , wenn der Staat früher seine Pflicht
getan hätte , wenn er, so wie es nötig gewesen wäre, recht¬
zeitig die Vermehrung der Lehrerseminare vorgenommen
hätte, wären wir heute nicht in der Lage, so große Aus¬
gaben auf einmal machen zu müssen , um für den nötigen
Zuwachs an Lehrern zu sorgen. Man kann daraus er¬
sehen, daß man die Zukunft auch belasten kann, ohne
Anlehenspolitil zu treiben , auch dadurch belasten kann,
daß man am Unrechten Orte spart , die nötigen Einrich¬
tungen nicht trifft und die Zukunft in die Lage setzt, ob
sie wolle oder nicht , ob sie finanziell günstig steht oder
nicht , diese Ausgaben zu machen , die eigentlich früher hät¬
ten gemacht werden sollen .

Der Herr Finanzminister hat darauf hingewiesen, daß
unsere Vorfahren sich in elenden sozialen Zuständen be¬
funden hätten , aber trotzdem eine solche AnlehenSpolitik
nicht befolgt , sondern alles aus laufenden Mitteln bezahlt
hätten ; wie sollten wir dann in unseren gesegneten Zu¬
ständen, in denen wir uns befinden, zu einer Anlehenspolitik
übergehen wollen . So ganz richtig scheint mir das nicht
zu sein . Wir hatten bis zum Jahre 1872 auch allgemeine
Staatsschulden , nicht nur Eisenbahnschulden, und wir sind
nur durch die französische Kriegsentschädigung in die Lage
versetzt gewesen, sie abzutragen ; seit 1870 aber kann man
nickt mehr von „ elenden " sozialen Zuständen reden. Man
hat also auch früher in der Not der Zeit unter Umständen
Anleihen machen müssen, um den Aufgaben , die heran¬
getreten sind , gerecht zu werden.

Wie mit den Lehrerseminaren, so steht es auch mit
den Irrenanstalten, die jetzt auf einmal erstellt werden
müssen, und mit der Rheinkorrektion. Diese Ausgaben
werden sich für die nächste Zukunft nicht wiederholen , und
ich glaube , wenn die Not der Finanzlage dazu drängt,
müssen wir eben uns durch kurzfristige Anleihen helfen
und nicht dadurch diese Ausgaben ermöglichen, daß wir
mit anderen notwendigen Ausgaben zurückhalten. Man
würde uns in diesem Falle eine unsolide Finanzpolitik
nicht vorwerfen können.

Was die Städte anbetrifft , so scheinen mir die Vor¬
würfe , die man etwa gegen sie erheben will, durchaus un-
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^ gerechtfertigt . Der Herr Finanzminister hat selber aner¬

kannt, was da geleistet wird , und daß die Städte nicht
auf falschem Wege find. Er hat nur bezüglich der Schul¬
bauten eine Ausnahme gemacht , über die , wie ich ihm
ohne weiteres zugestehe , man reden kann . Auch meine
Meinung ist, wenn eine Stadt so weit ist , daß die Sckul-

- hausbauten zu regelmäßig wiederkehrenden Aufwendungen
geworden find , muß eine andere Finanziierung eintreten.
Denen gegenüber aber, die die Finanzpolitik der Städte
kritisieren , darf man doch Hinweisen auf die großen
Leistungen der Städte , und darauf , daß es unmöglich ge¬
wesen wäre, die Städte in den jetzigen blühenden Zustand
zu bringen, wenn eine engherzigere , eine Sparpolitik im
schlechten Sinne , durchgeführt worden wäre. Und man
darf auch gegenüber solcher Kritik hervorheben: Die Städte
erfüllen heutzutage recht viele Aufgaben , bei denen man
mindestens zweifelhaft sein kann, ob sie der Staat nicht
erfüllen sollte. Ich darf nur an das blühende Schul¬
wesen der Städte erinnern : Die Volksschulen übernehmen
die Städte vollständig auf ihre Kosten , und an einem
großen Teil der Mittelschulen tragen sie einen großen
Prozentsatz der Kosten , so daß man sagen kann , die
Städte nehmen dem Staat recht viele Aufgaben ab . Wenn
die Städte unser Realmittelschulwesen nicht zu dieser
Blüte gebracht hätten , wäre unzweifelhaft an den Staat
die Aufgabe herangetreten, hier einzugreifen . Es ist z . B .
gar kein Zweifel, daß wir , ebenso wie in Freiburg , auch
in Karlsruhe ein zweites Gymnasium hätten bauen
müssen , wenn Karlsruhe nicht durch Errichtung des
Reformgymnafiums dem Staate diese Aufgabe ab¬
genommen Hätte , und das konnte es nur tun , weil es
durch eine gute Finanzpolitik sich in den Stand gesetzt
hat , solche Aufgaben zu erfüllen und manchmal da ein¬
zugreifen , wo der Staat eingreifen sollte . Wenn wir , so
meine ich , in dieser Uebergangszeit, die zweifellos jetzt
vorhanden ist , in der Zeit , wo wir tatsächlich durch
eine allzu sparsame Vergangenheit belastet sind, solche
einmalige Ausgaben auf kurzfristige Anleihen
nehmen , so können wir uns , das glaube ich noch¬
mals hervorheben zu dürfen , dadurch nicht den Vor¬
wurf einer unsoliden Finanzpolitik zuziehen und
mit der Verantwortlichkeit für unsere Haltung in Wider¬
spruch geraten. Der Herr Kollege Fehrenbach nimmt da
ja einen etwas anderen Standpunkt ein . Er will auch
die Rheinkorrektion und die Irrenanstalten
unter keinen Umständen auf Anleihen genommen wissen ;
man könnte aber die entgegengesetzte Politik mit eben

; so guten Gründen verteidigen . Der Herr Finanzminister
hat gerade bei den Aufgaben der Städte auf die Kana-

^ lisation und die Parks hingewiesen , das sind alles auch
! keine werbenden Ausgaben im engeren Sinne . Trotzdem

billigt er, daß man diese einmaligen Ausgaben auf An-
' leihen nimmt . Dem würde entsprechen , wenn wir auch

die Rheinkorrektion , die wir doch auch für unsere Nach¬
kommen vornehmen , auf eine Anleihe nähmen . Daß sich
eine derartige Politik auch auf Gymnasien und Real¬
gymnasien ausdehnen würde, wie der Herr Abg . Fehren¬
bach gemeint hat , ist ausgeschlossen. Neue Gymnasien
werden in absehbarer Zeit kaum errrichtet werden .
Die Realschulen aber, die er genannt hat , baut bekannt¬
lich die Gemeinde, und nicht der Staat . Von den
Justizgebäuden hat kein Mensch gesprochen ; das sie aus
laufendem Mitteln bezahlt werden müssen , versteht sich
von selbst, weil sie zu den Bauten gehören, die fort-

, während wiederkehren . Solche Bauten sollen selbstver-
j stündlich nicht aus Ausleihemitteln hergestellt werden.

Der Herr Finanzminister hat dann allerdings gemeint,
i die Rheinkorrektion sei ein gewagter Versuch , er könne
! auch mißlingen , und deshalb schon könne sie nicht mit
- Anleihemitteln bestritten werden . Selbst wenn der Ver¬

such mißlänge, hätten wir damit , daß wir ihn gemacht
haben, der Zukunst einen großen Dienst erwiesen und
eine Last abgenommen . Es gibt eben Versuche , die
einmal gemacht werden müssen , und der , der einen
solchen Versuch macht , erweist der Zukunft einen
Dienst , selbst wenn er mißlingt , weil die Zukunst
davor bewahrt wird, vielleicht mit noch größeren Mitteln
diesen Versuch machen zu inüssen. Aber der Herr Finanz¬
minister hat doch vorhin mit sehr warmen Worten die
die Tüchtigkeit des Mannes gerühmt, unter dessen Leitung
diese Rheinkorrektion stehen wird, und der uns in der
Budgetkommission die allerbeste Hoffnung gemacht hat ,
daß das Werk gelingen wird . Ich glaube , auf diese
Autorität gestützt dürfen wir doch wohl sagen , daß aller
menschlichen Voraussicht nach dieses Experiment nicht miß¬
lingen wird, und deshalb glaube ich , dürfen wir uns
nicht abschrecken lassen .

Wir wollen also , kurz zusammengefaßt, keine leicht¬
sinnige Anlehenspolitik, wir wollen nicht , daß Ausgaben ,
die jedes Jahr oder alle Paar Jahre wiederkehren, aus
Anleihemitteln bestritten werden und dadurch die Zu¬
kunft belastet wird . Wir meinen aber , wirklich außer¬
ordentliche Ausgaben , die einmal in Zeiten schlechter
Finanzjahre an uns herantreten , könnte man schon ein¬
mal auf Anleihemittel übernehmen, dann nämlich, wenn
im anderen Fall der Staat von der Erfüllung anderer
wichtiger Aufgaben abgehalten wird . Wir werden sehen ,
ob dieser Fall eintritt , wir können uns heute vielleicht
noch nicht definitiv darüber äußern . Wir werden aber
sehen , ob diese Ausgaben aus laufenden Mitteln erfüllt
werden können , und ob zugleich andere ebenso dringende
Ausgaben auch mit erfüllt werden können . Wenn beides
zusammengeht, wird kein Mensch in diesem Hanse sein ,
der eine Anlehenspolitik befürwortet . Wenn es aber
nicht zusammengeht, wenn man diese Anlehenspolitik in
dem beschränkteren , engeren Sinne , wie ich sie hier
skizziert habe , nur dadurch wird vermeiden können, daß
wir andere.

' ebenso dringende Aufgaben liegen lassen ,
dann sage ich allerdings , wollen -wir zu dieser Anlehens¬
politik schreiten . Der Verantwortung für das , was wir
hier beschließen — das darf ich auch für alle meine
Freunde sagen — sind wir uns ebenso bewußt wie irgend
eine andere Partei des Hauses. Ich habe immer unter
unseren Freunden den Standpunkt vertreten und auch
bei ihnen gefunden: wenn wir auch eine kleine Partei
sind , so ist es doch eine Pflicht der politischen Ehrlichkeit,
daß wir unsere Haltung in allen Fragen genau so ein¬
richten , als wenn wir die ausschlaggebende Partei oder die
Mehrheitspartei wären .

Damit glaube ich charakterisiert zu haben , wie wir
unsere Verantwortlichkeit auffassen . Für das , was wir
beschließen, für das , wofür wir stimmen , nehmen wir
vor uns und vor dem Volke jede Verantwortlichkeit auf
uns . Für das , was gegen unseren Willen geschieht ,
müssen wir allerdings die Verantwortung ablehnen .

Der Präsident teilt sodann mit , daß während der
Sitzung folgender Bericht der Petitionskommission über
die Bitte des Kaufmanns Valentin TriPPmacher -Laden-
burg um Rechtshilfe eingekommen sei :

„Dem Herrn Präsidenten der Zweiten Kammer legen
wir diese Akten mit dem Beifügen vor , daß die gleiche
Petition , die schon den Landtag 1901/02 beschäftigt hat ,
am 1 . Juli 1902 durch Uebergang zur Tagesordnung
erledigt worden ist.

Da die jetzt wieder eingekommene Petition keinerlei
neue Tatsachen enthält , ist die Kommission der Meinung ,
daß sie sich zur nochmaligen Verhandlung im Plenum
nicht eignet und beantragt deshalb nach Z 61 der Ge-
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schästsordnnng, dieselbe lediglich zu den Akten gehen zu
lassen .

"

Der Präsident erklärt , daß er von dem Inhalt der
Akten Kenntnis genommen habe und diesem Antrag der
Petitionskommission seine Zustimmung erteile.

Außerdem ist während der Sitzung ein Schreiben des
Großh . Landgerichts Waldshut vom 2 . d . M . eingelaufen ,
worin mitgeteilt wird , daß in der Strafsache gegen
Michael Gaisert von Lautenbach, Pfarrer in Gündel -

wangen , wegen Verleitung zum Meineid der Abg. Ober¬

amtsrichter Wittemann von Donaueschingen von der 1
Staatsanwaltschaft für die Hauptverhandlung vorn
12 . März d . I . als Zeuge vorgefchlagen worden sei.
Die Strafkammer habe deshalb beschlossen, daß
die Genehmigung der Kammer zur Ladung des Zeugen
einzuholen sei.

Das Haus genehmigt die Ladung und Einvernahme
des Abg . Wittemann .

Schluß der Sitzung gegen halb 1 Uhr nachmittags .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kam« « : De- Ott» Nakkt .
Druck und Verlag der P . Braunsche » Hofbuchwmckrrei . Bride in Karlsru he
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